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Liebe Leser:innen,

das FNA verfolgt Entwicklungen in Wissenschaft, Politik und Verwaltung intensiv und entwickelt seine  
Förder- und Netzwerkaktivitäten regelmäßig weiter. 2018 hat der FNA-Beirat etwa beschlossen, kleine-
re Forschungsvorhaben zwischen 15.000 und 50.000 Euro einfacher und schneller zu bewilligen. Er führ-
te deshalb mit den Midiprojekten ein neues Förderformat ein. Ende 2019 war mit der Vorstellung der  
Ergebnisse des FNA-Projekts „Wer bezieht Grundsicherung im Alter? – Eine empirische Analyse der Nicht- 
inanspruchnahme“ das neue Veranstaltungsformat „FNA-Fachgespräch“ geboren. Seit 2020 können  
Wissenschaftler:innen mit ihren Studierenden kleinere Forschungsprojekte beim FNA beantragen, um so 
dem Nachwuchs bereits frühzeitig Berührungspunkte mit der Alterssicherungsforschung zu bieten. 

2025 hat das FNA sein Veranstaltungsspektrum mit der „FNA-Debatte“ nochmals erweitert. Die „FNA- 
Debatte“ greift aktuelle Themen der Alterssicherung auf und trägt sie wissenschaftsbasiert in die Öffent-
lichkeit. Damit reagiert das FNA auf den bisher ungedeckten Bedarf, alterssicherungsrelevante Kontro- 
versen mittels wissenschaftlicher Expertise einer breiten Zielgruppe zugänglich zu machen, Lösungs- 
ansätze auf der Basis wissenschaftlicher Evidenz zu diskutieren und Ergebnisse in den sozialpolitischen 
Diskurs einzubringen. Dieses Format füllt eine Lücke an der Schnittstelle zwischen Sozialpolitik, Alters- 
sicherungsforschung und Verwaltung bei der Diskussion hochaktueller Themen. Das FNA schöpft dafür  
aus seinem großen Netzwerk und motiviert einschlägige Forscher:innen, die öffentliche Diskussion  
sachlich und fachkompetent zu informieren und zu einer wissenschaftlich fundierten Meinungsbildung 
beizutragen. Zur ersten verfassungsrechtlichen Debatte über die Kürzung der Bundesmittel erfahren Sie 
mehr im Veranstaltungsteil dieses Berichts. Wir hoffen sehr, dass wir dieses gut angenommene Format 
2026 mit einer weiteren spannenden Debatte fortsetzen können. Nun wünschen wir allen Leser:innen eine 
anregende Lektüre mit dem FNA-Jahresbericht 2025.

Ihre FNA-Geschäftsstelle  
Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA)
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Seit mehr als zwei Jahrzehnten trägt das Forschungsnetzwerk Alterssicherung 
(FNA) zur Erweiterung des Wissens in der Alterssicherungsforschung bei,  
ermöglicht den intensiven Austausch zwischen Forschung, Politik und Verwal-
tung und schafft empirische Grundlagen für sozialpolitische Entscheidungen. 
Das FNA nutzt verschiedene Förderinstrumente (siehe Tabelle 1), die sich für 
unterschiedliche Anliegen und Formate eignen. Im Rahmen dieser Förder- 
und Netzwerkaktivitäten bemüht sich das FNA, die gesamte thematische und  
disziplinäre Vielfalt der Alterssicherungsforschung abzudecken.

Tabelle 1: Förder- und Netzwerkaktivitäten des FNA

Die Projektförderformate des FNA unterscheiden sich nach den beantragten 
Fördersummen in Kleinprojekte bis 15.000 Euro, Midiprojekte zwischen 15.000 
und 50.000 Euro und Großprojekte mit mehr als 50.000 Euro. Neben der Projekt-
förderung organisiert das FNA wissenschaftliche Veranstaltungen wie die Jah-
restagung und das Graduiertenkolloquium sowie Fachgespräche zu geförder-
ten Forschungsprojekten oder thematische Workshops. Außerdem unterstützt 
das FNA externe Veranstaltungen im Feld der Alterssicherungsforschung.  
Um das Forschungsnetzwerk zu stärken und kontinuierlich zu erweitern, ist die 
gezielte und nachhaltige Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses mit 
der Vergabe von Stipendien und der Verleihung des FNA-Forschungspreises  
ein wichtiges Anliegen des FNA. In weiteren Aktivitäten beteiligen sich die  
Mitarbeiter:innen des FNA in Beiräten für externe Forschungsprojekte und  
begutachten sowie publizieren Fachartikel zur Alterssicherungsforschung.
 
Die Netzwerkarbeit des FNA ist von entscheidender Bedeutung, da sich die  
Forschungslandschaft stetig wandelt und neue Akteur:innen bzw. Initiativen  
aus Wissenschaft, Verwaltung, Politik und Praxis in Erscheinung treten.  
Der Ausbau langfristiger Kooperationen und strategischer Partnerschaften  
ermöglicht es sowohl, sich über neueste Entwicklungen im Themenfeld zu  
informieren als auch diese anzustoßen. Über gezielte Wissenschaftskommu- 
nikation bringt das FNA die Ergebnisse seiner Forschungsförderung in rele-
vante Debatten ein und präsentiert seine Aktivitäten in verschiedenen Publi-
kationen. Darüber hinaus legt es mit seinem Jahresbericht Rechenschaft über 
seine Arbeit ab. Im vorliegenden Bericht findet sich eine Übersicht zu den  
geförderten Forschungsprojekten, den wissenschaftlichen Veranstaltungen 
und zur Nachwuchsförderung des Jahres 2025.

FORSCHUNGSNETZWERK ALTERSSICHERUNG (FNA)

Projektförderung

Veranstaltungen

Nachwuchsförderung

Weitere Aktivitäten

	► Promotions- und Habilitationsstipendien (auch als Abschlussstipendien)
	► Vergabe des jährlichen FNA-Forschungspreises

	► Beteiligung an Beiräten für externe Forschungsprojekte
	► Begutachtung und Publikation von Fachartikeln
	► Druckkostenzuschüsse

	► FNA-Jahrestagung
	► FNA-Graduiertenkolloquium
	► FNA-Fachgespräche und Workshops
	► Beteiligung an Tagungen und Workshops

	► Kleinprojekte (bis 15.000 Euro)
	► Midiprojekte (zwischen 15.000 und 50.000 Euro)
	► Großprojekte (über 50.000 Euro)
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Förderschwerpunkte des FNA und Informationen  
zur Projektförderung

Ein großer Teil der Förderaktivitäten des FNA erfolgt über die Finanzierung 
von Forschungsprojekten. Diese können jedoch nur eine Förderung er- 
halten, wenn sie Themen der Alterssicherung behandeln, die sich einem  
der fünf folgenden Förderschwerpunkten zuordnen lassen.

Abbildung 1: FNA-Förderschwerpunkte
 

Wie aus Abbildung 2 ersichtlich ist, verteilen sich die bisher vom FNA geförder- 
ten Projekte nicht gleichmäßig auf die fünf Förderschwerpunkte. Die meisten  
Projekte sind den beiden Bereichen „Wirkungsanalyse des Alterssicherungs- 
systems“ (57 %) und „Ziele der Alterssicherung“ (43 %) zuzurechnen. Rund 18 % 
der geförderten Projekte fallen in den Förderschwerpunkt „Akzeptanz des Al-
terssicherungssystems“, wohingegen „Sicherung bei Erwerbsminderung“ und 
„Europäische und internationale Alterssicherungspolitik“ mit 9 % bzw. 8 % bis-
lang deutlich unterrepräsentiert sind.

Abbildung 2: Verteilung der geförderten Projekte 
auf die FNA-Förderschwerpunkte (2001–2025) 

Anmerkung: N = 159; Mehrfachnennungen möglich

43 %

57 %

9 %

18 %

8 %

Ziele der Alterssicherung

Wirkungsanalyse des Alterssicherungssystems

Sicherung bei Erwerbsminderung

Akzeptanz des Alterssicherungssystems

Europäische und internationale Alterssicherungspolitik

FNA-JAHRESBERICHT 2025

5FORSCHUNGSNETZWERK ALTERSSICHERUNG (FNA)



Die beantragten Forschungsvorhaben sollen außerdem über den gegenwär- 
tigen Stand der Alterssicherungsforschung hinausgehen und das Potenzial  
aufweisen, zu seiner Weiterentwicklung beizutragen. Dabei ist die Förderung 
für Wissenschaftler:innen und für juristische Personen zugänglich.

Welche Forschungsprojekte das FNA fördert, beschließt grundsätzlich der aus 
acht Wissenschaftler:innen und acht Vertreter:innen der Rentenversicherung 
zusammengesetzte FNA-Beirat, der zweimal im Jahr tagt. Davon abweichend 
trifft bei Kleinprojekten (max. 15.000 Euro) die Leitung der Abteilung Forschung 
und Entwicklung der Deutschen Rentenversicherung Bund, in die das FNA  
organisatorisch eingebettet ist, die Förderentscheidung. Seit 2020 ist es  
möglich, die Förderung von Forschung mit Studierenden in der universitären 
Lehre als Kleinprojekt (Studierendenprojekt) zu beantragen. Mit diesem Förder- 
format möchte das FNA das Interesse an Alterssicherungsforschung schon 
während des Studiums wecken.

Bei Midiprojekten mit einer beantragten Fördersumme zwischen 15.000 und 
50.000 Euro erhält der Beirat direkt in der ersten Sitzung nach Einreichung 
eine Einschätzung der FNA-Geschäftsstelle und ein Gutachten von externen 
Expert:innen. Auf dieser Basis diskutiert er die Anträge und entscheidet über 
die Förderung.

Beträgt die Fördersumme mehr als 50.000 Euro, handelt es sich um Groß- 
projekte und der Entscheidungsprozess ist etwas aufwändiger. In einem ersten  
Schritt berät der FNA-Beirat über die Aufnahme in das Begutachtungs- 
verfahren. Fällt diese Entscheidung positiv aus, holt die Geschäftsstelle  
Fachgutachten von externen Expert:innen ein. Auf dieser Grundlage trifft der 

FNA-Beirat in der darauffolgenden Sitzung die endgültige Förderentscheidung. 
Liegt die Fördersumme unter 100.000 Euro, ist ein externes Fachgutachten  
erforderlich, andernfalls sind es zwei.

 
Die Wissenschaftswelt wird bunter und entwickelt sich stets weiter, sodass es 
zur Erforschung spezifischer Erkenntnisinteressen oder Forschungsfragen  
sowie zur Verbreitung von Alterssicherungswissen auch manchmal alter- 
nativer Projektformen, Methoden oder Formate bedarf. Im Rahmen der FNA-
Projektförderung können Forscher:innen deshalb auch Projekte beantragen, 
welche die Alterssicherungsforschung mit unkonventionellen Formaten oder 
innovativen Methoden weiterentwickeln und in die Gesellschaft transportieren.  
Neue oder bisher wenig genutzte Zugänge zum Thema Alterssicherung  
lassen sich erschließen, wodurch die Ergebnisse für eine breite Öffentlichkeit 
noch stärker wahrnehmbar sein sollen. Der Beantragungs- und Bewilligungs- 
prozess gestaltet sich je nach Fördersumme analog zu den bereits beschrie- 
benen Projektarten. In Abbildung 3 ist der zeitliche Ablauf für die verschiedenen  
Projektarten noch einmal zusammengefasst.
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Abbildung 3: Zeitlicher Ablauf  
der Entscheidungsprozesse bei Projekten

Das FNA hat seit seiner Gründung insgesamt mehr als 11 Millionen Euro För-
dermittel für Projekte im Bereich der Alterssicherungsforschung bewilligt. Von 
fast 300 Anträgen auf Projektförderung wurden bisher 159 gefördert. Die Ge-
samtförderquote beträgt damit in etwa 55 %. Werden nur Midi- und Großpro-
jekte betrachtet, so ist sie mit rund 42 % etwas niedriger. Aus Abbildung 4 lässt 
sich aber erkennen, dass die Förderquote im Zeitverlauf schwankt. Dies kann 
u. a. mit der Anzahl gestellter Anträge, deren Qualität oder der Höhe der  
Fördersumme zusammenhängen.

Die Förderquote stieg demnach von 33 % (2001 bis 2003) auf fast 50 % im Zeit-
raum von 2007 bis 2009. Zwischenzeitlich sank sie dann auf 31 %, während sie 
nach 2015 wieder anstieg und im Zeitraum von 2022 bis 2024 fast zwei Drittel 
betrug. 2025 liegt die Förderquote bei 50 % und die folgenden Jahre werden 
zeigen, wie sich der Trend fortsetzt. 

Die Chance auf Projektförderung unterscheidet sich bei mehrstufigen Bewilli-
gungsprozessen aber auch noch nach einem anderen Kriterium. Da die Alters-
sicherungsexpert:innen des Beirats nur – aus ihrer Sicht – überzeugende und 
aussichtsreiche Projektvorhaben überhaupt in die Begutachtung geben, stellt 
diese Stufe die größere Hürde der Antragstellung dar. Bei Großprojekten, die 
es in das Begutachtungsverfahren geschafft haben, liegt die Förderquote über 
den gesamten Zeitraum betrachtet bei etwa 71 % und somit deutlich über der 
Gesamtförderquote.
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Abbildung 4: Anzahl der (nicht) geförderten Projektanträge  
(nur Midi- und Großprojekte) und Förderquoten im Zeitverlauf
 

Anmerkung: N = 207 

Abbildung 5: Verteilung der  
Projektfördersummen (2001–2025), in %
 
 

Anmerkung: nur geförderte Projekte (N = 159)

 
Abbildung 5 enthält die Verteilung der Fördersummen aller von 2001 bis 2025 
bewilligten Projekte. Kleinprojekte bis maximal 15.000 Euro sind sehr bedeut-
sam und machen rund 46 % aller vom FNA geförderten Projekte aus. Midi- 
projekte mit einer Fördersumme über 15.000 bis 50.000 Euro haben ebenfalls  
einen nennenswerten Anteil von 19 %. Zusammengefasst entfallen auf diese  

An
za

hl
 A

nt
rä

ge

Zeitraum

40

35

30

25

20

15

10

5

0
2001 – 2003 2004 – 2006 2007 – 2009 2010 – 2012 2013 – 2015 2016 – 2018 2019 – 2021 2022 – 2024 2025

33 %

6

12

41 % 48 % 34 % 31 % 38 % 48 % 65 % 50 %

7

10
10

11
13

25

10

22

8

13

15

16

11

6

6

6

	 keine Förderung 

	 Förderung

	 Förderquote

	 bis 15.000 EUR

	 15.000 – 50.000 EUR

	 50.000 – 100.000 EUR

	 100.000 – 200.000 EUR

	 über 200.000 EUR

46 %
10 %

17 %

8 %

19 %

FNA-JAHRESBERICHT 2025

8 FORSCHUNGSNETZWERK ALTERSSICHERUNG (FNA)



beiden Förderformate fast zwei Drittel der bewilligten Projekte. Obwohl das  
FNA mit einem jährlichen Fördervolumen von 850.000 Euro ein verhältnismäßig  
kleiner Fördermittelgeber ist, sind etwas mehr als ein Drittel der geförderten 
Forschungsprojekte Vorhaben mit höheren Fördersummen zwischen 50.000 
und 100.000 Euro (8 %), 100.000 bis unter 200.000 Euro (17 %) sowie 200.000 
Euro und mehr (10 %).

Fachlich betrachtet, liegt der Schwerpunkt der Projektförderung des FNA 
auf den Wirtschaftswissenschaften mit einem Anteil von 45 %. Die Soziologie 
nimmt mit 22 % ebenfalls eine wichtige Rolle ein. Des Weiteren bestehen 9 % 
der Projekte aus Kooperationen der beiden Fächer. Mit Blick auf die gesamte  
Verteilung der Disziplinen zeigt sich eine gewisse Interdisziplinarität der  
Förderung (siehe Abbildung 6): Rechts- (6 %), politik- (5 %) und geschichts- 
wissenschaftliche (5 %) Projekte sind ebenfalls vertreten. Die Kategorien 
„Sonstige Fachdisziplinen“ (2 %) bzw. „Weitere interdisziplinäre Kooperationen“ 
(6 %) umfassen weitere Fächer aus den Gebieten der Geisteswissenschaften,  
Informatik/Mathematik, Medizin/Gesundheitswissenschaften oder etwa  
Medien- und Kommunikationswissenschaft. Das FNA pflegt dabei nicht  
nur sein Forschungsnetzwerk, sondern erweitert es auch kontinuierlich.  
Für die Zukunft ist es deshalb wünschenswert, Forschungskontakte zu al-
len etablierten wissenschaftlichen Fachdisziplinen aufzubauen, die in der  
Alterssicherungsforschung aktiv sind.

Abbildung 6: Beteiligte Fachdisziplinen der geförderten Projekte 
(2001–2025), in %

Anmerkung: N = 159

Neben der interdisziplinären Ausrichtung strebt das FNA auch eine institutio-
nelle Vielfalt in der Forschungsförderung an. Eine Übersicht zur institutionel-
len Anbindung der Projektnehmer:innen ist in Abbildung 7 enthalten. Inklu- 
sive Universitäts- und Hochschulkooperationen sind knapp zwei Drittel der 
FNA-Projekte an eine universitäre Einrichtung bzw. Hochschule angebunden.  
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Projektnehmer:innen von außeruniversitären Forschungseinrichtungen (kom-
merziell und nichtkommerziell) machen zusammen genommen aber auch fast 
30 % aus. Des Weiteren lässt sich dieser Statistik entnehmen, dass die geför-
derten Projekte typischerweise an einer einzelnen Institution angesiedelt sind. 
Lediglich 16 % entfallen auf Kooperationen zwischen verschiedenen Einrich-
tungen.

Abbildung 7: Institutionelle Anbindung der geförderten  
Projekte (2001 – 2025), in %

Anmerkung: N = 159; Im Gegensatz zu früheren Jahresberichten sind ab 2025 die Kate-
gorien „Universität / Hochschule mit Promotionsrecht“ und „Hochschule ohne Promo-
tionsrecht“ in der Kategorie „Universität / Hochschule“ zusammengefasst. Dies erfolgt 
deshalb, weil die Abgrenzung mittlerweile schwierig ist, z. B. wenn eine Hochschule zwar 
kein Promotionsrecht, aber eine Anbindung an einen Promotionsverbund hat. Für die 
wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen gibt es daher in den meisten Fällen Promotions-
möglichkeiten und für die allgemeine Dokumentation der FNA-Forschungsförderung 
liefert die Unterscheidung zwischen Universität und Hochschule (mit und ohne Promo-
tionsrecht) ansonsten keinen Mehrwert. Die Kategorie „Universität / Hochschule“ enthält 
dabei auch universitäre Forschungsinstitute und universitär eingebundene Einzelfor-
scher:innen; „außeruniversitäre nichtkommerzielle Forschungseinrichtungen“ umfasst 
z. B. das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin), das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) oder die Max-Planck Gesellschaft; „außeruniversitäre 
kommerzielle Forschungseinrichtungen“ schließt von Verbänden und Unternehmen der 
privaten Wirtschaft finanzierten Institute, wie z.B. das Institut der deutschen Wirtschaft 
(IW) und selbstständige Einzelforscher:innen ohne direkte universitäre Kooperation ein.

Universität / 
Hochschule

außeruni. nichtkommerzielle
Forschungseinrichtung

außeruni. kommerzielle  
Forschungseinrichtung

Universitäts- / 
Hochschulkooperation

sonstige 
Kooperationen

7 %
9 %

9 %

19 %

55 %

FNA-JAHRESBERICHT 2025

10 FORSCHUNGSNETZWERK ALTERSSICHERUNG (FNA)



Stipendien

Die Nachwuchsförderung des FNA ist wesentlich, um das Netzwerk der  
Alterssicherungsforschung beständig zu erweitern. Sie umfasst als zentrale  
Bausteine die Vergabe von Promotions- oder Habilitationsstipendien. Die Pro- 
jektförderung und Veranstaltungen sind aber ebenfalls Instrumente, um Nach-
wuchswissenschaftler:innen einzuladen, sich mit Fragen der Alterssiche-
rung zu befassen und sie möglichst nachhaltig in die Forschungscommunity 
einzubinden. Zielgruppe sind dabei überdurchschnittlich qualifizierte Nach-
wuchswissenschaftler:innen, deren Forschungsthema im Bereich der Alters- 
sicherung liegt oder deutliche Berührungspunkte dazu aufweist. Für die För-
derung durch ein Stipendium ist der thematische Bezug zur Alterssicherung 
unabdingbare Voraussetzung, während das Fachgebiet eine untergeordnete 
Rolle spielt. Das Forschungsvorhaben muss außerdem den Kenntnisstand im 
Bereich der Alterssicherung voranbringen und einen wichtigen Beitrag zum 
wissenschaftlichen Diskurs liefern.

Der FNA-Beirat berät über die eingereichten Anträge auf Stipendienförderung.  
Bei einer positiven Entscheidung fördert das FNA seine Stipendiat:innen grund-
sätzlich bis maximal 36 Monate. In begründeten Fällen ist eine Ausweitung auf 
insgesamt 48 Monate möglich. 

Seit 2001 hat das FNA insgesamt 57 Stipendien gewährt, deren Verteilung  
auf die Disziplinen in Abbildung 8 dargestellt ist. Analog zu den geförder-
ten Projekten sind die Wirtschaftswissenschaften stark vertreten, aber 
nicht dominant (37 %). Die Rechtswissenschaft stellt hier mit 26 % die  
zweitgrößte Gruppe, gefolgt von Stipendiat:innen aus der Soziologie mit  

21 %, Politikwissenschaft mit 11 % und Geschichtswissenschaft mit 5 %. 
Insgesamt konzentriert sich die Stipendienförderung somit – zumindest  
bislang – auf fünf Kerndisziplinen.

Abbildung 8: Verteilung der Disziplinen bei  
den Stipendien (2001–2025)

Anmerkung: N = 57
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2025 hat das FNA wieder zahlreiche Forschungsprojekte betreut. Darunter  
sind neben schon länger laufenden Projekten auch neu gestartete und in die-
sem Berichtsjahr abgeschlossene Projekte.

Laufende Projekte

Zusammen mit den 2025 neu bewilligten Forschungsvorhaben fördert das FNA  
zurzeit insgesamt 12 Midi- und Großprojekte. Die Forschungsgegenstände 
decken dabei eine große Themenbreite ab, zeichnen sich durch ein metho-
disch und konzeptionell vielfältiges Herangehen aus und treiben Entwicklung 
in der Alterssicherungsforschung voran. Aktuelle gesellschafts- und renten- 
politische Debatten spiegeln sich in der Projektförderung ebenfalls wider.  
So betrachten einige Projekte den Altersübergang oder Rentenbezug unter  
Berücksichtigung von gesundheitlichen Aspekten und der ökonomischen  
Lage. Andere Projekte widmen sich der Alterssicherung im Kontext von  
Familie und Partnerschaft mit ganz unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen.  
Des Weiteren fördert das FNA spannende Projekte zur Digitalisierung der Ver-
waltung, zur Alterssicherung von Selbstständigen oder zur internationalen 
Analyse von Rentendiskursen. Verschiedenste etablierte und neuere quanti- 
tative Verfahren, aber auch qualitative Ansätze, kommen in den Projekten zum 
Einsatz, um den Forschungsgegenstand möglichst differenziert zu beleuchten.
 
Nachfolgend wird anhand von kurzen Steckbriefen eine Übersicht der 2025 vom 
FNA-Beirat neu bewilligten Projekte gegeben.
  

 

PROJEKTFÖRDERUNG

Wahrnehmung von Rentenpolitik in Krisenzeiten –  
die Bedeutung von Narrativen in kontinentaleuropäischen  
und skandinavischen Wohlfahrtsstaaten

Dr. Judith Niehues (Institut der Deutschen Wirtschaft) und  
Prof. Dr. Remi Maier-Rigaud (Hochschule Bonn-Rhein-Sieg)

 Laufzeit 1. April 2025 – 31. Januar 2027

Projektziel Identifikation und vergleichende Analyse des Einflusses  

zeitungsbasierter medialer Narrative im Rentendiskurs  

kontinentaleuropäischer und skandinavischer Wohlfahrts- 

staaten auf die Akzeptanz von sozialstaatlichen Maß-

nahmen zugunsten von Rentner:innen in Krisenzeiten

Methoden Transnationale Diskursanalyse, Online-Befragung mit  

Vignetten, statistische Analysen

Daten Selbst erhobener internationaler  

quantitativer Datensatz; Zeitungsartikel  

aus Deutschland, Frankreich, Österreich,  

Dänemark und Schweden

FNA-JAHRESBERICHT 2025
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Entwicklung der Rentenbezugsdauer:  
Unterschiede nach Rentenhöhe und Bestandsauswirkungen

Dr. Andreas Mergenthaler und Dr. Sebastian Klüsener  
(beide Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung)

 Laufzeit 1. Juli 2025 – 30. Septmeber 2028

Projektziel 1) Erfassung der Unterschiede in den Rentenbezugsdauern 

(Alters- und EM-Renten) nach Rentenhöhe; 2) Analyse indivi-

dueller und sozialer Merkmale differenzieller Rentenbezugs-

dauern (Persönlichkeit, Lebenslagen, Lebensverläufe);  

3) Vorausberechnung des Rentenbestands nach Rentenhöhe

Methoden Sterbetafelbasierte Ansätze inkl. Dekompositionen, Random- 

und Fixed-Effects-Modelle, Outsurvivor-Ansatz, Lee-Carter- 

Modelle bzw. Mikrosimulation (mit Machine-Learning Elementen)

Daten Rentenversicherungsdaten (Aktiv  

Versicherte, Rentenzugang, Rentenbestand,  

Rentenwegfall, Erwerbsminderungsrenten)  

und deren Verknüpfung mit dem Sozio- 

oekonomischen Panel (SOEP-RV)

Kurz- und langfristige Gesundheitseffekte von Verrentung

Prof. Dr. Hendrik Schmitz  
(RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung e. V.)

 Laufzeit 1. August 2025 – 30. September 2027

Projektziel Untersuchung der kurz- und längerfristigen Auswirkungen  

des Renteneintritts auf die Gesundheit mit Hilfe der Renten- 

reform von 1999 als „natürliches Experiment“, die das  

Frühverrentungsalter für Frauen von 60 auf 63 Jahre anhob

Methoden Regression Discontinuity Design (RDD), Difference-in- 

Differences (DID) Verfahren

Daten Administrative Daten einer großen gesetzlichen Krankenkasse 

(ca. 10 % der Bevölkerung in den Jahren 2005 bis 2024);  

Beobachtungszeitraum: 2005 – 2024
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Ehe, Kinder, Scheidung: Welchen Einfluss haben  
Familienereignisse auf das Renteneinkommen?  
Frankreich und Deutschland im Vergleich

Dr. Sarah Schmauk, Prof. Dr. Michaela Kreyenfeld (beide Berlin- 
Brandenburgische Akademie der Wissenschaften), Dr. Carole Bonnet  
und Prof. Benoît Rapoport, Ph.D. (beide Institut National D’Études  
Démographiques – ined)

 Laufzeit 1. September 2025 – 31. Oktober 2027

Projektziel Analyse des Zusammenhangs von familialen Ereignissen –  

vor allem Geburt von Kindern und Scheidung – auf die indivi-

duelle Alterssicherung von Frauen in Frankreich und Deutsch-

land; Untersuchung, wie effektiv das jeweilige Rentensystem 

mögliche Nachteile aufgrund von Sorgearbeit ausgleicht

Methoden Deskriptive Statistik, Regressionsmodelle

Daten Administrative Registerdaten für  

Frankreich und administrative Daten  

der Deutschen Rentenversicherung  

für Deutschland

Ein Alterssicherungsindex für Deutschland

Dr. Johannes Geyer (DIW Berlin), Prof. Dr. Peter Haan  
(DIW Berlin und FU Berlin) und Prof. Dr. Katharina Wrohlich  
(DIW Berlin und Universität Potsdam)

 Laufzeit 1. September 2025 – 31. Oktober 2028

Projektziel Entwicklung eines Indexes zur Messung der Angemessenheit  

der gesamten Altersvorsorge der aktiven Bevölkerung;  

regelmäßige Information über den Stand der Vorsorge  

durch den Alterssicherungsindex

Methoden Mikrosimulation

Daten SOEP, SOEP-RV, Vermögenspanel  

der Bundesbank, Einkommens- und  

Verbrauchsstichprobe, Mikrozensus

FNA-JAHRESBERICHT 2025
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Abgeschlossene Projekte

2025 fanden zehn vom FNA geförderte Projekte ihren Abschluss. Im Folgenden 
sind die wichtigsten Ergebnisse dieser Projekte zusammengefasst.

Hindernisse und Potentiale für die Berufstätigkeit bei teilweiser  
Erwerbsminderung. Eine Typologie der Arbeitsbeziehungen  
zwischen Arbeitgebern und gesundheitlich beeinträchtigten  
Personen (ERMTYP)
Prof. Dr. Nina Baur und Cornelia Thierbach  
(beide Technische Universität Berlin)

 
Die Absicherung des Lebensrisikos Invalidität ist seit Gründung der gesetz- 
lichen Rentenversicherung eine zentrale Leistung der sozialen Sicherung.  
Aktuell verzeichnet die Rentenversicherung jährlich weit über 100.000 neue  
Erwerbsminderungsrenten. Ausgangspunkt des Projekts ist die Tatsache, dass 
trotz vielfältiger arbeitsmarktintegrativer Maßnahmen die Beschäftigungs- 
quoten von erwerbsgeminderten Menschen – konjunkturunabhängig – niedrig 
sind. Bei Erwerbsminderungsrentner:innen gelingt in weniger als einem Pro-
zent der Fälle eine Reintegration in den Arbeitsmarkt. Arbeitgeber:innen kommt  
dabei eine besondere Rolle zu, denn ihre Bereitschaft und Befähigung, gesund- 
heitlich Beeinträchtigte langfristig zu beschäftigen, ist Grundvoraussetzung  
für eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration. Baur und Thierbach untersuch- 
ten daher, welche Faktoren die Neueinstellung und Weiterbeschäftigung von  
teilweise erwerbsgeminderten Menschen fördern oder behindern. Im Rahmen 
einer explorativ-qualitativen Studie führten sie rund 60 Leitfadeninterviews  
mit betrieblichen und externen Akteur:innen unterschiedlich großer Betriebe  

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung:  
ein statistisches Kompendium

Dr. Bruno Kaltenborn  
(Dr. Bruno Kaltenborn – Wirtschaftsforschung und Politikberatung)

 Laufzeit 1. August 2025 – 31. Juli 2026

Projektziel Bereitstellung eines umfassenden und aktuellen quantitativen 

Überblicks über Stand und Entwicklung des Leistungs- 

geschehens bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung; Projektion der zukünftigen Entwicklung in den 

nächsten 15 Jahren für die Grundsicherung wegen Alters

Methoden Deskriptive Statistik, statistische Projektion

Daten Grundsicherungsstatistik (Bestand,  

Zugänge, Abgänge), Sonderauswertungen  

des Statistischen Bundesamtes
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in der Pflegebranche und der Automobilindustrie. Interviewt wurden neben  
Arbeitnehmer:innen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen und Arbeit-
geber:innen auch Personalverantwortliche, lokale Vorgesetzte, BEM-Beauf-
tragte, Betriebsärzt:innen, Schwerbehindertenvertretungen und Integrations- 
fachdienste.
 
Die Daten bestätigen Erkenntnisse bestehender Forschung: Erwerbsgemin-
derte Personen, die noch in einem Arbeitsverhältnis stehen, haben bessere 
Chancen auf eine Arbeitsmarkt(re)integration als jene, die nicht mehr in einem 
Arbeitsverhältnis stehen. Arbeitgeber:innen wollen gut eingearbeitete Mit- 
arbeiter:innen behalten, zusätzlich spielen Faktoren wie Sympathie, die Dauer  
der Zusammenarbeit, Solidarität von Kolleg:innen, das Betriebsklima und  
der generelle Umgang mit Krankheit im Unternehmen ebenfalls eine Rolle. 
Aus der Analyse der Daten lässt sich aber auch ableiten, dass betriebliche 
Integrationsprozesse sowohl durch formale Strukturen als auch alltägliche  
Koordinationsprobleme herausgefordert werden. Aus Arbeitgeber:innen- 
perspektive gibt es eine Reihe von hemmenden Faktoren für die Neueinstellung 
und Reintegration erwerbsgeminderter Personen. Problematisch sind etwa die 
zeitliche Überlastung von Arbeitgeber:innen und Vorgesetzten, Teamkonflikte 
infolge wahrgenommener Ungleichbehandlung sowie fehlendes Wissen über 
Krankheitsverläufe, rechtliche Regelungen und institutionelle Schnittstellen-
probleme zwischen verschiedenen Reha- und Sozialleistungsträgern.

Baur und Thierbach identifizierten typische Prozessmodelle der Arbeits-
markt(re)integration in Unternehmen, wobei gelingende Integrationsprozesse 
ein charakteristisches Wechselspiel von formal und informal geprägten Phasen  
aufweisen. Zentrale Schlüsselfiguren für eine gelingende Integration sind  

lokale Vorgesetzte, die sowohl emotionale, organisatorische als auch recht- 
liche Vermittlungsleistungen zwischen Arbeitgeber:inneninteressen, Team- 
dynamiken und individuellen Einschränkungen übernehmen müssen. Förder-
lich ist ein offener Umgang mit gesundheitlichen Themen. Klare Kommunika-
tionsstrukturen und eingespielte betriebliche Routinen sind ebenfalls wichtig.

Abbildung 9: Schnittstellen bei der Arbeitsmarkt(re)integration  
von gesundheitlich beeinträchtigten Personen

Quelle: Abbildung 1 aus dem Kurzbericht der Projektnehmerinnen, Bearbeitung FNA
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Insgesamt zeigt sich, dass insbesondere Kleinst- und Kleinunternehmen, 
die den Großteil der Betriebe in Deutschland ausmachen, noch nicht aus- 
reichend Hilfsangebote erhalten. Da die lokalen Vorgesetzten eine Schlüssel- 
rolle beim Prozess der Arbeitsmarkt(re)integration innehaben und zuerst  
Integrationsbedarfe erkennen, sollten diese durch Träger und Dienste gezielt 
unterstützt, gefördert und berücksichtigt werden. Angesichts des Zeitprob-
lems und der Ressourcenknappheit würde es Arbeitgeber:innen helfen, wenn 
ihnen so viel wie möglich abgenommen werden könnte, z. B. indem sie Schritt  
für Schritt durch den Integrationsprozess geleitet würden und Beratungen  
zum „richtigen“ Zeitpunkt erhalten, um dann informiert Entscheidungen  
treffen zu können.
 

Um die Projektergebnisse breit zu kommunizieren, fand am 30. April 2025  
ein FNA-Fachgespräch statt, an dem rund 100 Interessierte aus Wissenschaft, 
Politik, Verwaltung und Praxis teilnahmen. Es entstand eine produktive Diskus-
sion über den Unterschied bei Neueinstellungen und der Weiterbeschäftigung 
von (teilweise) erwerbsgeminderten Arbeitnehmer:innen, über die Rolle von 
psychischer Erkrankung und lokalen Vorgesetzten beim Stay-at- und Return-
to-Work und über die Frage, wie institutionelle Schnittstellen bei der Arbeits-
marktintegration weiterentwickelt werden können.
 
In der abschließenden Paneldiskussion betonten Prof. Dr. Martin Brussig  
(IAQ / DIFIS), Dr. Marco Streibelt (DRV Bund), Ingo Schäfer (DGB), Dr. Elisa  
Clauß (BDA) und Prof. Dr. Nina Baur (TU Berlin), dass künftige Maßnahmen  
eine bessere Koordination zwischen Betrieben, Sozialleistungsträgern und  
medizinischen Einrichtungen erfordern. Zudem sollten digitale und entbüro- 
kratisierte Verfahren zur Initiierung von Reintegrationsmaßnahmen erprobt  
werden, um Schnittstellenprobleme zu verringern und den Zugang zu Unter-
stützungsleistungen zu erleichtern.
 

Weitere Infos zum  
Projekt finden Sie hier

HIER KLICKEN!  
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Alterssicherung und das Ende der Erwerbstätigkeit Selbstständiger
Prof. Kathrin Komp-Leukkunen, Ph.D.  
(Lappeenranta-Lahti University of Technology, Finnland)

Die Herausforderungen der alternden Gesellschaft für die gesetzliche Renten-
versicherung führen regelmäßig zu Diskussionen über mehr Erwerbstätigkeit 
in der späten Erwerbsphase. Komp-Leukkunen stellte in diesem Zusammen-
hang heraus, dass Selbstständige, die oft auch über die Regelaltersgrenze 
hinaus arbeiten, als Musterbeispiel für verlängerte Erwerbskarrieren dienen 
könnten. An diesem Punkt setzte auch ihr Projekt an: Ländervergleichend 
untersuchte sie die Altersübergänge von Selbstständigen in Deutschland und 
Finnland. Im Fokus stand dabei der Einfluss der Alterssicherung auf das Ende 
der Erwerbstätigkeit von Selbstständigen. Anhand von vier Forschungsfragen 
untersuchte sie erstens, wie das Ende der Erwerbstätigkeit bei Selbststän-
digen verläuft, zweitens, wie die Alterssicherung diesen Verlauf beeinflusst, 
drittens, welche sozialen Merkmale eine Rolle spielen und viertens, wie unter-
schiedlich der Einfluss der Alterssicherung in Deutschland und Finnland auf 
das Ende der Erwerbstätigkeit von Selbstständigen wirkt. Zur Beantwortung  
dieser Fragen führte Komp-Leukkunen eine vergleichende Fallstudie durch.  
Für Deutschland nutzte sie den SHARE-RV-Datensatz (n = 548; sieben Wellen  
wurden gepoolt) und für Finnland eine 10 %-Stichprobe der Registerdaten 
mit soziodemografischen Merkmalen, Sozialtransfers und Unternehmens-
eigenschaften (1987–2018, n=13.021). Mithilfe von Multichannel-Sequenz-
musteranalysen und Clusteranalysen typisierte sie die Erwerbs- und Ruhe- 
standsverläufe der Selbstständigen im Alter von 50 bis 69 Jahren. Mittels  
bivariater Analysen und einer multinominalen logistischen Regression  
(separat für Deutschland und Finnland) analysierte Komp-Leukkunen  

Zusammenhänge zwischen den Mustern und ausgewählten Merkmalen der 
Selbstständigen (z. B. Geschlecht, Familienstand, Mitarbeiter, Versicherungs-
pflicht, Wohneigentum, Vermögen).

Abbildung 10: Übergangsmuster in den Ruhestand für  
Selbstständige in Deutschland und Finnland

Die Analysen lieferten interessante Ergebnisse für die Forschungsfragen.  
So unterscheiden sich die Renteneintritte Selbstständiger innerhalb der unter-
suchten Länder weniger als bisher angenommen. Für Deutschland identifi- 
zierte Komp-Leukkunen drei Altersübergangsmuster. Eine Gruppe von Selbst-
ständigen arbeitet bis zur Regelaltersgrenze und geht dann mit einer Alters-
rente in den Ruhestand. Eine zweite Gruppe beendet die Erwerbstätigkeit  
früher, geht aber ebenfalls zur Regelaltersgrenze mit Rente in den Ruhe-
stand. Die dritte Gruppe Selbstständiger arbeitet über die Regelaltersgrenze  
hinaus bis ca. 69 Jahre und geht dann ohne Altersrente in den Ruhestand.  
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Für Finnland ließen sich ebenfalls drei Muster erkennen: Zwei davon sind  
analog zu Deutschland. Auch hier ist die erste Gruppe selbstständig bis zur 
Regelaltersgrenze und geht dann in den Ruhestand. Es gibt ebenfalls eine 
Gruppe, die die Erwerbstätigkeit vorzeitig beendet, anschließend eine gewis-
se Zeit erwerbslos ist und bei Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhe-
stand geht. Das dritte Muster ist anders, denn es betrifft Selbstständige, die 
auch angestellt sind und bei Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand  
gehen (siehe Abbildung 10). Aus den bivariaten Analysen wurde deutlich, dass 
in Deutschland die Versicherungspflicht sowie die Art der Selbstständigkeit 
(mit oder ohne Mitarbeiter:innen) sehr bedeutsam sind. In Finnland spielt  
dagegen auch der Familienstand oder der Besitz von Wohneigentum eine  
Rolle. Die multinomialen logistischen Regressionen zeigen für Deutschland, 
dass Selbstständige, die in der späten Erwerbsphase auch abhängig beschäftigt 
waren, mit geringerer Wahrscheinlichkeit über die Regelaltersgrenze hinaus 
ohne Rentenbezug weiterarbeiten. Ein höheres Bildungsniveau geht hingegen 
einher mit einer längeren Erwerbstätigkeit ohne Rentenbezug über die Regel-
altersgrenze hinaus. Auch bei Solo-Selbstständigen ist die Wahrscheinlichkeit 
höher, ohne Rentenbezug weiter erwerbstätig zu sein, als bei Selbstständi-
gen mit Mitarbeiter:innen. Für Finnland ergaben sich andere Konstellationen.  
Hier unterscheidet sich der Ruhestandsübergang nach Geschlecht, Bildungs-
niveau, Angestelltenstatus, Branche, Versicherungspflicht, Wohneigentum 
oder Vermögen der Selbstständigen.

Partizipative Exploration möglicher technischer Unterstützung 
pflegender Angehöriger und Älterer zur Minderung der Risiken  
von Alterssicherung
Prof. Dr. Andreas Bischof und Prof. Dr. Florian Röhrbein  
(beide Technische Universität Chemnitz)

Die Forscher untersuchten, wie technische Assistenzsysteme pflegende An- 
gehörige entlasten können – insbesondere im Hinblick auf die Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf sowie die damit verbundenen Auswirkungen auf die  
individuelle Alterssicherung. Hintergrund ist die wachsende Herausforderung, 
Pflegebedarfe im häuslichen Umfeld zu bewältigen, ohne dass pflegenden  
Angehörigen Nachteile in der Altersvorsorge entstehen, weil sie ihre Erwerbs-
arbeit einschränken oder aufgeben (müssen).

Etwa 80 % der Pflegearbeit in Deutschland finden in häuslichen Pflegesettings 
statt. Diese unbezahlte Care-Arbeit wird meist von weiblichen Angehörigen  
erbracht, die mehrheitlich noch erwerbstätig sind. Oft reduzieren sie ihre  
Arbeitszeit oder steigen ganz aus dem Erwerbsleben aus. Fehlendes Erwerbs-
einkommen impliziert Nachteile bei der eigenen Alterssicherung. Zusätzlich 
sind pflegende Angehörige hohen körperlichen und emotionalen Belastungen  
ausgesetzt, die chronische Erkrankungen zur Folge haben können. Auf die 
Rentenversicherung kommen dann Kosten für Reha und Erwerbsminderungs-
renten zu.

Weitere Infos zum  
Projekt finden Sie hier

HIER KLICKEN!  
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An diesem Punkt setzten die Forscher mit folgenden Forschungsfragen an:
	► Wie schätzen pflegende Angehörige die mögliche Entlastung durch  

	 technische und insbesondere robotische Assistenz in ihrem Alltag ein?
	► Welche Probleme und möglichen Lösungsansätze äußern pflegende  

	 Angehörige und zu Pflegende selbst?
	► Welche dieser vorgeschlagenen Lösungsansätze sind für die Vereinbarkeit  

	 von Erwerbsarbeit und Pflege besonders relevant?

Abbildung 11: Partizipativer Workshop 

Quelle: Bischof, Dokumentationsmaterial zum Workshop

Der methodische Ansatz des explorativen Projekts bestand darin, in vier parti-
zipativen Workshopsitzungen mit pflegenden Angehörigen ihren Alltag zu ana-
lysieren und gemeinsam im Co-Design-Ansatz mögliche technische Assistenz-
lösungen zu konzeptualisieren.

Die Rekrutierung von Workshop-Teilnehmer:innen war für die Forscher 
schwierig und verdeutlichte die Herausforderung, pflegende Angehörige für  
partizipative Forschungsformate zu gewinnen. Aus dieser Erfahrung leiteten  
die Forscher Erkenntnisse für die zukünftige Forschung ab. Einerseits ist 
wesentlich mehr Zeit für die Kommunikationsarbeit nötig, um Vertrauen zu 
einzelnen Betroffenen aufzubauen. Andererseits sollten zukünftige Projekte  
verstärkt zeitsouveräne Erhebungsinstrumente einsetzen und diese durch  
begleitende ethnografische Forschung vor Ort ergänzen.

Die gewonnenen Ergebnisse bestätigen die hohe zeitliche und emotionale  
Belastung pflegender Angehöriger. Ein Entlastungspotenzial durch tech-
nische Assistenzen sahen sie vor allem bei der Reduzierung organisato- 
rischer und mentaler Belastungen. Deutlich wurde auch, dass Angehörige zu-
verlässige Technologien gegenüber komplexen oder robotischen Lösungen  
bevorzugen. Das Projekt liefert zentrale inhaltliche und methodische Im-
pulse für eine bedarfsgerechte Technikentwicklung für die häusliche Pflege 
und zu den Grenzen partizipativer Arbeit mit stark belasteten Zielgruppen.
Aus Sicht der Forscher hat sich der partizipative Ansatz bewährt, um Art und 
Umfang der Belastungen der Betroffenen adäquat zu erfassen. Hinsicht-
lich der Forschungsfragen ließen sich trotz Rekrutierungsproblemen Rück- 
schlüsse ziehen: Das Potenzial, pflegende Angehörige durch technische  
Lösungen zu entlasten, wird dann als hoch eingestuft, wenn diese keine  

Mit diesem Projekt möchten wir häusliche Pflegeroutinen 
besser kennenlernen und Ideen für zukünftige technische 
Hilfsmittel sammeln. Hierzu möchten wir mit Ihnen als pfle-
gende Angehörige darüber diskutieren. Dabei sehen wir Sie 
als ExpertInnen Ihrer Lebenswelt. Unser Ziel ist es, 
Sie in die Lage zu versetzen, eigene Lösungsansätze für die 
Unterstützung Ihres Alltags mittels Technik zu entwickeln.

Wir geben Ihnen dafür dieses 
 

mit nach Hause. Es enthält kreative Methoden zur Reflexion. 
Wir möchten Sie auf spielerische Weise dazu ermutigen, 
bewusst über Ihren Pflegealltag nachzudenken und diesen 
in Ausschnitten zu dokumentieren. Wählen Sie dabei selbst, 
welche Aufgaben Sie bearbeiten oder auslassen wollen. 
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Anhang zu https://doi.org/10.60687/2025-0036

Wir freuen uns, dass Sie uns Ihre Zeit geben, um uns an den wertvollen Erfahrungen Ihres 

Pflegealltags teilhaben zu lassen. Wir möchten Ihre Aufgaben, Routinen und Probleme 

kennenlernen. Mit Ihren
 helfen Sie uns, einen besseren 

Einblick in besondere Herausforderungen und Bedürfnisse zu bekommen.

Bringen Sie das 
 mit Ihren 

persönlichen Einträgen bitte zum nächsten Workshop mit. 
Wir tauschen uns dann gemeinsam in der Gruppe über die 
gesammelten Erfahrungen aus. 
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Zusatzbelastung bedeuten. Demnach sollten die Assistenzlösungen individuell 
anpassbar und auf die individuellen Herausforderungen der jeweiligen Pflege- 
settings abstimmbar sein und keinen zusätzlichen Koordinations- bzw.  
Organisationsaufwand bedeuten. Das Potenzial, durch technische Assistenzen 
die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu verbessern und damit einhergehend  
geringere negative Folgen für die eigene Alterssicherung, schätzten die  
Betroffenen als eher gering ein. Einige Vorschläge zur technischen Unter-
stützung erwerbstätiger pflegender Angehöriger bezogen sich auf den Wunsch, 
den „mental load“, der durch die fortlaufende Sorge- und Schnittstellenarbeit 
entsteht, zu reduzieren, um in der Arbeitssituation weniger belastet zu sein.  
So könnte die Fähigkeit zur Erwerbstätigkeit und damit auch die Alters- 
vorsorgefähigkeit gestärkt werden. Viele der gewünschten Assistenztechno- 
logien zielen auf koordinative Tätigkeiten, um pflegende Angehörige von  
kognitiven und emotionalen Sorgen zu entlasten. Die Forscher argumentieren, 
dass Technologien, die an dieser Schnittstellenarbeit ansetzen, vielversprechend 
sind, um erwerbstätige pflegende Angehörige zu entlasten. Hierzu sehen sie  
weiteren Forschungs- und Entwicklungsbedarf.

Alterssicherung auf Social Media –  
Eine explorative Social-Media-Studie über Alterssicherung
Prof. Dr. Derya Gür-Şeker und Prof. Dr. Remi Maier-Rigaud  
unter der Mitarbeit von Sebastian Zollner, Fiona David und  
Sathwik Panchangam (alle Hochschule Bonn-Rhein-Sieg)

Digitale Plattformen gewinnen insbesondere für jüngere Erwachsene zu- 
nehmend an Bedeutung, wenn es um den Zugang zu Informationen und die 
Vermittlung von Wissen geht. Digitale Formate werden vermehrt genutzt,  
um sich über die gesetzliche, private oder betriebliche Altersvorsorge zu  
informieren. Die Informationswege sind dabei vielfältig und orientieren sich 
an den jeweiligen Nutzungsgewohnheiten der Zielgruppen. An diesem Punkt 
knüpft das Projekt an und trägt dazu bei, besser zu verstehen, wie Social  
Media die öffentliche Diskussion zur Altersvorsorge beeinflusst und welche  
Folgen sich daraus für Nutzer:innen, Anbieter:innen und den Verbraucher-
schutz ergeben. Die Forscher:innen untersuchten, wie auf den sozialen Platt-
formen YouTube, Instagram und TikTok über Altersvorsorge kommuniziert  
wird und welche Akteur:innen, Narrative und Kommunikationsformen dabei 
sichtbar werden. Im Mittelpunkt stand die Frage, wie Informationen zur Alters-
sicherung aufgegriffen, vermittelt und eingeordnet werden.

Die Forscher:innen führten eine explorative Social-Media-Analyse durch,  
die qualitative und quantitative Elemente kombinierte. Ausgehend von Hash-
tag- und Profilrecherchen werteten sie Beiträge, Profile, Kommentare 
und Likes aus. Diese Vorgehensweise ermöglichte es, typische Kommuni- 
kationsmuster zu identifizieren und Aussagen über die beteiligten Akteur:in-
nen, sogenannte Finfluencer:innen, zu treffen. 

Weitere Infos zum  
Projekt finden Sie hier

HIER KLICKEN!  
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Die Forscher:innen verfolgten fünf zentrale Forschungsziele:
1.	 Quantitative Erfassung erfolgreicher Profile und Akteur:innen im  
	 Altersvorsorgediskurs auf Instagram, TikTok und YouTube
2.	 Analyse der dominierenden Hashtags und ihrer Vernetzungsstrukturen
3.	 Untersuchung der diskursiven Kommunikationsstrategien 
4.	 Analyse der multimodalen Darstellungsformen (Text, Bild, Video) 
5.	 Erfassung der Nutzer:innen-Reaktionen

Abbildung 12: Thematische Verteilung von Hashtags  
zur Altersvorsorge auf Social Media

Der erhobene Korpus umfasst mehrere tausend Social-Media-Beiträge,  
inklusive Kommentare. Für die Studie nutzten die Forscher:innen schließlich 
einen Fokuskorpus mit ca. 150 viralen, jeweils plattformspezifischen Beiträgen 
(siehe Abbildung 12). Thematisch erfassten sie so Beiträge zu öffentlich-recht-
lichen Pflichtsystemen, zur betrieblichen Altersversorgung sowie zur privaten 
Vorsorge und kontextualisierten diese mit Themen zum Rentensystem, zu Al-
tersarmut und zur Altersvorsorge.

Die Ergebnisse zeigen, dass reichweitenstarke Profile zentrale Inhalte der  
Altersvorsorge aufgreifen und in charakteristischen Formaten aufbereiten. 
Diese Formate arbeiteten oft mit der Vereinfachung komplexer Zusammen- 
hänge und mit der Hervorhebung einzelner Aspekte, die in den untersuchten 
Beiträgen emotionalisiert oder zugespitzt dargestellt wurden. Die Forscher:in-
nen sprechen auch von spezifischen Narrativen, welche die Sozial- und Renten- 
politik und ihre Akteur:innen kritisch hinterfragen oder sogar diskreditieren 
und scheinbar alternative Lösungsansätze anbieten. Die untersuchten Profi-
le stellen dem eigene Deutungsangebote gegenüber und verwiesen wieder-
holt auf eine von ihnen vermeintlich identifizierte Informationslücke. Die Fin- 
fluencer:innen inszenieren sich dabei häufig als wissend und geben sich 
um Aufklärung bemüht. Auf Basis dieser Erzählung begründen sie ihre Da- 
seinsberechtigung und erzeugen in den jeweiligen Communities Vertrauen. 

Quelle: Projektbericht – TOP 150 virale Posts Korpus  
(N = 1.264), S. 24, Abbildung 11 (verändert)
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Im Projektverlauf wurde deutlich, dass die Profile gezielt Mechanismen der 
Vertrauensbildung nutzen. Dazu gehören niedrigschwellige Formate, eine 
klare visuelle Gestaltung und der Hinweis, komplexe Sachverhalte angeblich 
verständlich aufzubereiten. Die Finfluencer:innen positionieren sich so als un-
abhängige Wissenvermittler:innen und sprechen sich selbst einen Expert:in-
nenstatus zu. Gleichzeitig grenzen sich die Profile von staatlichen Institutionen 
ab. Die Auswertung zeigt, dass diese Strategien über verschiedene Plattformen  
hinweg zu erkennen sind. Dabei bleibt oft unklar, ob die Finfluencer:innen  
eigene wirtschaftliche Interessen verfolgen.

Die Forscher:innen konstatieren, dass es für anschließende Forschung sinnvoll 
ist, größere und systematischere Datensätze aufzubauen, um die unterschied-
lichen Kommunikationsformen vertiefend zu vergleichen. Zukünftige Projekte 
könnten Vergleichskorpora entwickeln, die insbesondere die Kommunikation 
öffentlicher Akteur:innen den Formaten reichweiten-starker Profile gegen-
überstellen. Dabei könnte etwa untersucht werden, welche Begriffe, Metaphern 
und Kommunikationswege die Deutsche Rentenversicherung im Vergleich zu 
reichweitenstarken Finfluencer:innen nutzt. Insgesamt verdeutlicht das Pro-
jekt, dass soziale Medien zu einem zentralen Ort der Informationsvermittlung 
zur Altersvorsorge geworden sind und alternative Akteur:innen eine wichtige 
Rolle in der öffentlichen Wahrnehmung spielen.

Am 17. Juni 2025 fand das FNA-Fachgespräch zu diesem Projekt mit den 
Projektnehmer:innen statt. Viele Teilnehmer:innen aus Wissenschaft, Politik  
und Verwaltung verfolgten interessiert die Präsentation der Projekt- 
ergebnisse. Sehr intensiv wurde in der anschließenden Diskussion die Frage  
erörtert, was öffentliche Institutionen den unterkomplexen und teilweise  

falschen Informationen von Finfluencer:innen entgegensetzen können. Ohne 
bereits konkrete Vorstellungen für das entsprechende Engagement zu haben, 
wurde betont, dass eine stärkere Präsenz der Deutschen Rentenversicherung 
und anderer öffentlicher Institutionen auf Social Media notwendig ist. Ebenso 
sollten zielgruppenorientierte Formate genutzt und Verbraucherschutzregeln 
beachtet werden.
 

Das Fachgespräch vom  
17. Juni 2025 mit angeregten  
Diskussionen online

 

Weitere Infos zum  
Projekt finden Sie hier

HIER KLICKEN!  
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Erwerbsminderungsrente – Die Rolle des Partnerschafts- 
kontexts beim Zugangsrisiko
Dr. Julia Simonson, Dr. Laura Romeu Gordo (beide Deutsches Zentrum  
für Altersfragen) und Prof. Dr. Claudia Vogel (Hochschule Neubrandenburg)

Das Forschungsprojekt zielte darauf ab, das Zugangsrisiko zur Erwerbs- 
minderungsrente (EM-Rente) unter besonderer Berücksichtigung des Partner- 
schaftskontexts zu untersuchen. Die zentrale Fragestellung lautet: Beein- 
flussen Partnerschaften das Zugangsrisiko zur EM-Rente der gesetzlichen  
Rentenversicherung, und wenn ja, wie gestaltet sich dieser Einfluss? Daten- 
basis der Untersuchung ist der längsschnittliche Datensatz SOEP-RV  
Versichertenkontenstichprobe 2022. Zur Beantwortung der Forschungsfrage 
erstellten die Forscherinnen eine Analysestichprobe mit 7.861 Personen im  
Alter von 40 bis 60 Jahren. Die Forscherinnen führten Ereignisanalysen  
(Event-History-Analysis) durch und berechneten Eintrittswahrscheinlichkeiten 
(Hazard Ratios) mit Hilfe von Cox-Regressionen.

Ein zentrales Ergebnis des Projekts ist, dass Personen, die mit ihrem Partner  
oder ihrer Partnerin im gemeinsamen Haushalt leben, im Vergleich zu Al-
leinstehenden ein signifikant geringeres Risiko aufweisen, eine EM-Ren-
te zu beziehen (siehe Abbildung 13). Dieser Effekt bleibt auch nach Kontrolle  
soziodemografischer Faktoren wie Geschlecht, Bildung und subjektiver  
Gesundheit bestehen. Für Personen, deren Partner:in nicht im selben Haushalt  
lebt und für Alleinerziehende konnte hingegen unter Kontrolle sozio- 
demografischer Faktoren kein statistisch signifikant geringeres Risiko im  
Vergleich zu Alleinstehenden ohne Kinder festgestellt werden. Das geringere  
Risiko für den Bezug einer EM-Rente bei Personen mit Partner:in im gemein-

samen Haushalt im Vergleich zu Alleinstehenden besteht für Frauen und für  
Männer. Neben diesem Partnerschaftseffekt zeigt sich bei Frauen und 
bei Männern, dass eine höhere Bildung und eine gute subjektive Gesund-
heit mit einem deutlich verringerten Zugangsrisiko in die EM-Rente einher- 
gehen. Die Partnerschaftsdauer spielt wiederum keine Rolle, d. h. es gibt keine 
Unterschiede in der Stärke des Zusammenhangs zwischen Partnerschaft und 
EM-Rente in Abhängigkeit von der Partnerschaftsdauer. 

Abbildung 13: Zusammenhang zwischen Partnerschaftsstatus  
und EM-Rentenrisiko (Hazard Ratios)
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Anmerkung: Die Hazard Ratio beschreibt das Zugangsrisiko zur EM-Rente einer Gruppe im Vergleich 
zu einer anderen. Der Wert 0,4 für Personen mit Partner:in im Haushalt bedeutet, dass deren EM- 
Rentenrisiko nur 40 % von dem der Alleinstehenden beträgt. Alle Konfidenzintervalle, die den Wert 1  
berühren, sind nicht signifikant (n.s.). Signifikanzniveaus: *p  0,05, ** p  0,01, *** p  0,001.  
Quelle: Abbildung 1 im Projektbericht, S. 30
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Neben den individuellen Merkmalen zeigen sich in der Gruppe der Personen, 
die mit ihrem Partner bzw. ihrer Partnerin zusammenleben, auch deutliche  
Zusammenhänge zwischen den Charakteristika der Partner:innen und dem  
Risiko, eine EM-Rente zu beziehen. Insbesondere eine mittlere oder hohe  
Bildung der Partner:innen ist im Vergleich zu niedriger Bildung mit einem  
signifikant geringeren Zugangsrisiko verbunden. Auch eine Erwerbstätigkeit  
der Partner:innen geht im Vergleich zu Nichterwerbstätigkeit mit einem redu-
zierten Risiko des Rentenzugangs einher. Hierbei bestehen geschlechtsspezi- 
fische Muster: Bei Frauen steht insbesondere die Erwerbstätigkeit des Partners 
mit einem signifikant geringeren Zugangsrisiko in Zusammenhang. Bei Män-
nern zeigt sich dagegen ein starker Zusammenhang mit der Bildung der Part-
nerin. Eine mittlere oder hohe Bildung der Partnerin geht mit einem deutlich 
verringerten Risiko des EM-Rentenzugangs einher, während die Erwerbstätig-
keit der Partnerin keinen signifikanten Zusammenhang aufweist. Weder für 
Frauen noch für Männer zeigt sich ein statistisch signifikanter Zusammenhang 
zwischen der subjektiven Gesundheit der Partner:innen und dem individuellen 
Risiko, eine EM-Rente zu beziehen. Eine hohe Zufriedenheit mit dem Familien- 
leben geht hingegen mit einem geringeren Risiko für eine EM-Rente einher.  
Nach Kontrolle der subjektiven Gesundheit ist dieser Zusammenhang jedoch 
nicht mehr statistisch signifikant. Die Forscherinnen interpretierten die em-
pirischen Ergebnisse im Kontext der traditionellen geschlechtsspezifischen  
Arbeitsteilung in der Partnerschaft und auf dem Arbeitsmarkt sowie der gegebe- 
nen familienzentrierten  
Ausgestaltung der Ar- 
beitsmarkt- und Sozial- 
politik in Deutschland.

Heraufsetzung und Wegfall der Hinzuverdienstgrenze.  
Wie hat sich das Renteneintrittsverhalten verändert?
Dr. Ruth Maria Schüler und Dr. Stefanie Seele  
(beide Institut der deutschen Wirtschaft)

Der Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand ist ein komplexes Thema. 
Erreichen gesetzlich Rentenversicherte 35 oder 45 Jahre an anrechenbaren 
Zeiten, dürfen sie ab einem Alter von 63 Jahren oder maximal zwei Jahre vor 
ihrer individuellen Regelaltersgrenze ihre Altersrente beziehen. Personen mit 
35 Jahren anrechenbarer Zeiten sind langjährig versichert und müssen bei 
vorzeitigem Rentenbezug Abschläge auf ihren bis dahin erreichten Rentenan-
spruch in Kauf nehmen. Nach einer Versicherungszeit von 45 Jahren erhalten  
besonders langjährig Versicherte diese vorgezogene Rente abschlagsfrei 
(häufig noch „Rente mit 63“ genannt, obwohl das Mindestalter für den Bezug 
schrittweise ansteigt und 2029 bei 65 Jahren liegen wird). 

Durch unterschiedliche Maßnahmen hat der Gesetzgeber in den vergangenen 
Jahren größere Flexibilität beim Erwerbsübergang ermöglicht. Bis Anfang 2020 
galt z. B., dass bei vorzeitigem Renteneintritt eine anteilige Verrechnung des 
Hinzuverdienstes mit der Rente erfolgte, sofern das Einkommen das aus einer 
geringfügigen Beschäftigung überstieg. Diese sogenannte Hinzuverdienst-
grenze hat der Gesetzgeber im März 2020 deutlich erhöht, 2021 erneut ange-
hoben und 2023 schließlich komplett abgeschafft. Ziel dieser Reformen war es, 
die Erwerbstätigkeit auszuweiten und auf diese Weise demografisch bedingte  
Fachkräfteengpässe abzumildern. Mit dem Wegfall dieser Grenze gibt es  
für viele Beschäftigte (und Arbeitgeber:innen) nun deutlich größeren Spiel-
raum, den Altersübergang zu gestalten. 

Weitere Infos zum  
Projekt finden Sie hier

HIER KLICKEN!  
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Vor den Reformen galt eine geringfügige Beschäftigung für (besonders) lang-
jährig Versicherte als finanziell attraktiv, da bei einer Beschäftigung über  
diesen Umfang hinaus ein sozialversicherungspflichtiger Hinzuverdienst zu  
40 Prozent mit der Altersrente verrechnet wurde. Dennoch arbeitete schon in 
den Jahren 2018 und 2019 ein kleiner Anteil der (besonders) langjährig Ver-
sicherten neben der Rente über eine geringfügige Beschäftigung hinaus und 
nahm die Anrechnung des Hinzuverdienstes auf die Altersrente in Kauf. Schüler  
und Seele bezeichnen diese Form der Beschäftigung neben der Rente als  
großen Hinzuverdienst.

In ihrer Analyse betrachten die Forscherinnen die drei Reformschritte als 
ein natürliches Experiment mit den (besonders) langjährig Versicherten  
als Betroffenengruppe und den Regelaltersrentner:innen als Vergleichs- 
gruppe. Bei den besonders langjährig versicherten Frauen, die erstmals eine 
Altersrente bezogen, stieg der Anteil mit großem Hinzuverdienst von 2019  
(vor den Reformen) auf 2023 (nach den Reformen) um 14,1 Prozentpunkte.  
Der Anstieg bei denjenigen Regelaltersrentnerinnen, welche schon vor den  
Reformen unbegrenzt hinzuverdienen konnten, betrug im gleichen Zeitraum 
lediglich 2,3 Prozentpunkte. Aus dem Vergleich der von der Reform betroffenen 
Gruppe der besonders langjährig versicherten Frauen mit der nicht betroffe-
nen Gruppe der Regelaltersrentnerinnen ergibt sich die sogenannte doppel-
te Differenz von 11,8 Prozentpunkten (siehe Abbildung 14). Bei den besonders 
langjährig versicherten Männern stieg im gleichen Zeitraum der Anteil der 
Rentner mit großem Hinzuverdienst um 12,1 Prozentpunkte gegenüber der 
flacheren Entwicklung bei den Regelaltersrentnern. Die langjährig Versicher- 
ten zeigen ein ähnliches Muster, das jedoch weniger dynamisch ist.  
Der Anstieg konzentriert sich hier vor allem auf das Jahr 2023 nach der voll-

ständigen Abschaffung der Hinzuverdienstgrenze. (Besonders) langjährig Ver-
sicherte nehmen also seit den Reformen häufiger die Möglichkeit wahr, neben 
der Rente hinzuzuverdienen. 

Abbildung 14: Anteil der Altersrentner:innen mit großem  
Hinzuverdienst (nur Neurentner:innen 2018 – 2023)

 
Anmerkung: Mit der doppelten Differenz eliminieren Schüler und Seele allgemeine zeitliche  
Trends. Sie gehen bei deren Bestimmung von der Annahme aus, dass sich die Verläufe der  
Hinzuverdienste bei besonders langjährig Versicherten und Regelaltersrentner:innen ohne  
Reformen gleich entwickelt hätten. Berechnen lässt sich die doppelte Differenz, indem von  
der prozentualen Veränderung bei den besonders langjährig Versicherten (bei Frauen:  
14,1 Prozentpunkte), die prozentuale Veränderung bei Regelaltersrentner:innen (bei Frauen:  
2,3 Prozentpunkte) abgezogen wird. Quelle: IW-Report 24/2025, Abbildung 4-2, S. 13 

Lineare Regressionen zeigen überdies, dass sie im Durchschnitt in einem  
größeren Umfang hinzuverdienen als vor der Reform. Unklar bleibt, ob diese 
Hinzuverdienstausweitung einen Mitnahmeeffekt inkludiert, das heißt einen 
früheren Renteneintritt bei parallelem (ohnehin geplanten) Weiterarbeiten  
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anstößt. Wenn Renteneintritte durch die Möglichkeit des unbegrenzten Hinzu- 
verdienstes vorgezogen würden, bedeutet dies eine erhebliche finanzielle  
Belastung für die gesetzliche Rentenversicherung.

Welche sozialpolitischen Implikationen sich aus den Forschungsergebnissen 
ableiten lassen und zu welchen Punkten weiterer Forschungsbedarf besteht, 
darüber diskutierten Schüler und Seele am 10. Juli 2025 mit einem interessier-
ten Fachpublikum bei einem gut besuchten FNA-Fachgespräch. Die Teilneh-
mer:innen interessierte neben methodischen Details u. a., ob sich mit Blick auf 
die Altersrente für schwerbehinderte Menschen ähnliche Ergebnisse zeigen, 
oder ob sich hinter der steigenden Beschäftigung möglicherweise ein Kom-
positionseffekt verbirgt. Denkbar wäre z. B., dass parallel zum Rentenbezug 
eine Reduktion der Arbeitsstunden erfolgt und so das Einkommen unverändert 
bleibt. Diese spannenden Fragen waren jedoch nicht Bestandteil des geförder-
ten Projekts, illustrierten aber gleichzeitig das starke Interesse an einer ver-
tieften Beschäftigung mit dieser Thematik in zukünftiger Forschung.

Das Fachgespräch vom 10. Juli 2025
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Vertrauen in Informationen der Rentenversicherung
Prof. Dr. Bettina Westle und Daniel Moosdorf  
(beide Philipps-Universität Marburg)

Der Wandel des deutschen Rentensystems hin zum 3-Säulen-Modell stellt zu-
sätzliche Anforderungen an die Bürger:innen, die sich im komplexeren Feld der 
Altersvorsorge informieren und adäquat absichern sollen. Vor dem Hintergrund 
dieser Herausforderung fragten Westle und Moosdorf in ihrer Studie, inwieweit 
die Bevölkerung Deutschlands den Informationen unterschiedlicher Akteur:in-
nen zur Altersvorsorge vertraut und welche Faktoren Vertrauensunterschie-
de hervorrufen. Ergänzend befassten sie sich mit den Folgen des Vertrauens-
ausmaßes für das Vorsorgeverhalten und den Vorstellungen darüber, welche  
Akteur:innen für die Alterssicherung verantwortlich sind.

Die Datengrundlage des Projekts lieferte eine von Westle und Moosdorf konzi-
pierte telefonische Repräsentativbefragung der volljährigen deutschen Wohn-
bevölkerung aus dem Jahr 2021 (N = 1.510). Zur Erhebung des Vertrauens in 
Informationen zur Altersvorsorge sollten die Befragten angeben, ob sie den 
Aussagen bestimmter Akteur:innen vertrauen. Sie konnten auf einer Skala von 
1 bis 10 antworten, wobei „1“ überhaupt kein Vertrauen in den / die Akteur:in 
bedeutet und „10“, dass sie dem / der Akteur:in voll und ganz vertrauen. 

Abbildung 15: Vertrauen in die Informationen  
verschiedener Akteur:innen zur Altersvorsorge (Mittelwerte)

 

Quelle: Abbildung 5 aus dem Projektbericht, S. 17 (leicht verändert); 
„1“ bedeutet überhaupt kein Vertrauen und „10“, dass die Befragten 
dem / der Akteur:in voll und ganz vertrauen

Wie Abbildung 15 zu entnehmen ist, liegen die Mittelwerte des Vertrauens in 
die einzelnen Akteure im mittleren Bereich. Familie, Freunde und Bekannte 
genießen mit einem Wert von rund 7 das stärkste Vertrauen, dicht gefolgt von 
der Deutschen Rentenversicherung (6,8). Mit Mittelwerten zwischen 4 und 5 ist 
das Vertrauen in das Ministerium für Arbeit und Soziales, die Bundesregierung,  
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private Versicherungen und Banken sowie politische Parteien deutlich gerin-
ger. Auffällig sind auch starke positive Korrelationen zwischen der Bundesre-
gierung, dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und Parteien, d. h.  
entweder wird allen vertraut oder allen nicht vertraut. Zwischen dem Vertrau-
en in die Familie und in die Deutsche Rentenversicherung besteht hingegen 
kein systematischer Zusammenhang, obwohl beide ähnlich hohe Mittelwerte  
aufweisen.

In Regressionsanalysen untersuchten Westle und Moosdorf mögliche Ein-
flussfaktoren für Vertrauensunterschiede bei vier ausgewählten Grup-
pen: (1) Familie, Freunde und Bekannte, (2) Deutsche Rentenversicherung, 
(3) private Versicherungen und Banken sowie (4) politische Akteur:innen  
(Bundesregierung, Parteien und Ministerium). Zusammenfassend sind die 
wichtigsten Einflussfaktoren für das Vertrauen in die Rentenversicherung 
die Erfüllung von eigenen Gerechtigkeitsnormen, die Beurteilung der poli- 
tischen Responsivität, die Wahrnehmung der Lebensqualität in Deutschland 
und ein allgemeines soziales Vertrauen. Bei der Politik ist bedeutsam, wie 
die Befragten ihre Responsivität bewerten. Das allgemeine soziale Vertrauen 
und die Erfüllung der Gerechtigkeitsvorstellungen haben aber auch Einfluss.  
Bei der Familie und privaten Versicherungen / Banken gibt es zwar kleinere  
Zusammenhänge, insgesamt können alle Modelle aber nur wenig erklären.

Hinsichtlich des Vorsorgeverhaltens kommen die Autor:innen zum Ergebnis, 
dass Vertrauen lediglich eine untergeordnete Rolle spielt. Stattdessen schei-
nen die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel bedeutsamer zu sein.  
So steigt etwa die Menge an Zusatzversorgungen mit der positiven Bewertung 
der eigenen Wirtschaftslage an. Wenn es um die Zuständigkeit für Alters- 
vorsorge geht, sieht der überwiegende Teil der Befragten den Staat (mit) in  
der Verantwortung (91 %) und wünscht dessen Zuständigkeit auch in Zukunft 
verstärkt (69 %).

Abschließend reflektieren die Forscher:innen ihre Analysen und stellen Limi- 
tationen und Anknüpfungspunkte für weitere Forschung heraus. Die wesent-
liche Einschränkung besteht darin, dass die zugrundeliegende Befragung 
nicht das Vertrauen in Informationen zur Altersvorsorge zum Kernthema hatte,  
sondern das Wissen zur Altersvorsorge. In zukünftiger Forschung könnte  
Vertrauen differenzierter gemessen werden, um eine stärkere Verbindung 
zwischen theoretischen Konzepten und empirischen Befunden herzustellen. 
Ebenso wäre es interessant, die von den Befragten vermuteten Motive der  
Akteur:innen und die mit den Akteur:innen gemachten Erfahrungen abzu- 
fragen, um etwaige Zusammenhänge untersuchen zu können.
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Grundrentenfreibeträge bei Fürsorgeleistungen
Dr. Bruno Kaltenborn (Wirtschaftsforschung und Politikberatung)

Durch das Grundrentengesetz von 2020 erhalten Rentner:innen, die die ent-
sprechenden Voraussetzungen erfüllen, einen „Zuschlag an Entgeltpunkten 
für langjährige Versicherung“ (SGB VI § 76g). Zeitgleich wurde für verschie-
dene Fürsorgesysteme ein „Freibetrag für Personen mit Grundrentenzeiten“ 
(§ 82a SGB XII) eingeführt. Bisher ist jedoch unklar, wie Grundrentenzuschlag 
und -freibetrag zusammenwirken. Kaltenborn bringt Licht ins Dunkel, in-
dem er Statistiken und Sonderauswertungen der Statistischen Ämter für das 
Jahr 2023 aufbereitet und eigene Berechnungen durchführt. Aufgrund ein- 
geschränkter Datenverfügbarkeit und des begrenzten Projektumfangs konzen-
triert er sich auf das Zusammenspiel von Grundrentenfreibeträgen mit Wohn-
geld – wobei detaillierte Statistiken nur für Nordrhein-Westfalen vorliegen – 
sowie Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung.

2023 gab es in Deutschland 1,2 Millionen Wohngeldhaushalte – dies entsprach 
einem Anteil von 2,8 % aller Haushalte. Zwischen den Bundesländern bestan- 
den allerdings deutliche Unterschiede. In Nordrhein-Westfalen lebten etwa 
300.000 Wohngeldhaushalte, während es in Bayern oder Sachsen jeweils rund 
100.000 waren. Relativ betrachtet, waren erhöhte Anteile an Wohngeldhaus- 
halten besonders in den ostdeutschen Bundesländern erkennbar. Mit 5,5 % 
wies Mecklenburg-Vorpommern den höchsten Anteil auf, lediglich Branden-
burg lag mit 3,6 % annähernd im selben Bereich wie Nordrhein-Westfalen oder 
Bremen. Bayern hatte mit 1,6 % den niedrigsten Anteil, aber auch in Baden-
Württemberg lebten verhältnismäßig wenige Wohngeldhaushalte.

Tabelle 2: Anteile der Wohngeldhaushalte mit Grundrentenfreibetrag 
nach Bundesland und Haushaltsgröße (in %)

Quelle: Abbildungen 6 und 7 im Projektbericht, S. 26f.

Reine Wohngeldhaushalte

Bundesland 1 Pers. HH 2 Pers. HH 3+ Pers. HH Misch-HH Gesamt

Schleswig- 
Holstein

16 13 0 5 10

Hamburg 8 5 0 5 5

Nordrhein- 
Westfalen 

23 21 0 6 15

Hessen 26 20 0 8 15

Baden- 
Württemberg

52 34 1 37 33

Bayern 30 24 0 11 20

Mecklenburg-
Vorpommern 

7 8 0 1 6

Sachsen 38 36 1 12 31

Sachsen- 
Anhalt

35 35 1 9 29

Thüringen 32 30 1 6 26

INSGESAMT  
(alle 10 Länder) 29 24 1 10 20
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Für zehn Bundesländer sind Daten zu Grundrentenfreibeträgen bei Wohngeld-
haushalten verfügbar und zeigen deutliche Unterschiede (siehe Tabelle 2).  
So betrug der Anteil an Wohngeldhaushalten mit Grundrentenfreibetrag in 
Hamburg nur etwa 5 %, in Baden-Württemberg waren es mit einem Drittel 
deutlich mehr. Bei 1- und 2-Personen-Haushalten lagen die Anteile der Grund-
rentenfreibeträge bei 29 % bzw. 24 %. Haushalte mit drei- und mehr Personen 
spielen aufgrund des Alters – viele sind schon in Rente – kaum eine Rolle.  
Bemerkenswert ist, dass 75 % der Alleinstehenden mit Grundrentenfrei- 
beträgen Frauen waren. Deutliche Unterschiede zwischen den Bundesländern 
zeigten sich auch bei der Betrachtung der Wohngeldhaushalte mit Grund-
rentenfreibeträgen nach Haushaltsgröße. In Baden-Württemberg wurde ein 
Grundrentenfreibetrag bei 52 % der alleinstehenden Wohngeldempfänger:in-
nen berücksichtigt, während es in Hamburg nur 8 % und in Mecklenburg- 
Vorpommern sogar nur 7 % waren. Etwas geringer war die Spanne bei  
den Wohngeldhaushalten mit zwei Personen. Bei den wenigen Haushalten,  
in denen nicht alle Mitglieder Wohngeld bekamen (Mischhaushalte), schwank-
ten die Anteile ebenfalls über die Bundesländer hinweg.

Ein interessanter Befund aus den Sonderberechnungen des Statistischen  
Landesamtes von Nordrhein-Westfalen ist, dass 10 % der Alleinstehenden und 
17 % der Paarhaushalte nur aufgrund des Grundrentenfreibetrags Wohngeld 
erhielten. Bei den restlichen Haushalten fiel das Wohngeld ohne Grundrenten- 
freibetrag geringer aus. Im Mittel erhöht der Grundrentenfreibetrag das  
Wohngeld um 100 Euro.

Seit 2021 gibt es den Grundrentenfreibetrag auch bei der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung. Die Anzahl an berücksichtigten Fällen ist 
allerdings gering: 2023 waren es rund 60.000 (ca. 5 %), wovon fast die Hälfte  
eine Grundrente erhielt. Über 90 % bezogen Grundsicherung wegen Alters, d. h.  
Grundsicherung aufgrund von Erwerbsminderung spielt beim Grundrenten-
freibetrag eine marginale Rolle. Rund 75 % der Empfänger:innen von Grundsi-
cherung mit Grundrentenfreibeitrag waren Frauen. 91 % erhielten den Höchst-
betrag von 251 Euro. Ausländer:innen sind mit ca. 6 % unterrepräsentiert.  
Etwas mehr als die Hälfte der Grundsicherungsempfänger:innen mit Grund-
rentenfreibetrag war 2023 bereits seit 5 Jahren und länger im Grund- 
sicherungsbezug. Die monatlichen Bruttobedarfe der Grundsicherungsemp-
fänger:innen mit Grundrentenfreibetrag beliefen sich 2023 auf ca. 990 Euro.  
Da sich die Grundsicherungsleistungen um den Freibetrag erhöhen, ent-
spricht die durchschnittliche Leistungserhöhung fast dem durchschnittlichen 
Grundrentenfreibetrag (2023: 246 EUR monatlich). Bei 82 % der rund 60.000  
Empfänger:innen von Grundsicherung mit Grundrentenfreibetrag wurden  
Altersrenten angerechnet, bei 5 % eine Erwerbsminderungsrente und bei 24 % 
eine Hinterbliebenenrente. Im Schnitt wurden – bereinigt um den Grundrenten-
freibetrag – 585 Euro Einkommen angerechnet.

Das explorative Forschungsprojekt von Kaltenborn zeigt im Ansatz die  
komplexen Verschränkungen sozialstaatlicher Systeme auf und ist für ver- 
schiedene Akteur:in-
nen in der Alterssiche-
rung, z. B. Rentenver-
sicherung, Politik oder  
Verbände, interessant.
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Der Schutz der sozialen Selbstverwaltung  
vor der unzureichend kompensierten Übertragung  
sozialversicherungsfremder Leistungen
Prof. Dr. Thorsten Kingreen (Universität Regensburg)

Ausgangspunkt des rechtlichen Gutachtens von Kingreen ist das Spannungs-
feld zwischen der Übertragung „versicherungsfremder“ bzw. nicht beitrags- 
gedeckter Leistungen auf Sozialversicherungsträger und der Frage, inwie-
fern der Staat die Kosten dafür übernimmt. Kingreen legt dar, dass das Bun-
desverfassungsgericht die Zweckgebundenheit der Sozialversicherungsbei- 
träge eindeutig festgelegt hat. Diese dürfen nicht zur Finanzierung allgemei-
ner staatlicher Aufgaben verwendet werden und dementsprechend müssten 
die Sozialversicherungen auch vor der Übertragung gesamtgesellschaftlicher  
Aufgaben ohne entsprechenden finanziellen Ausgleich geschützt werden.  
Es gibt aber auch die Auffassung, dass die meisten der versicherungsfremden 
Leistungen im Prinzip zum Kern der Sozialversicherung gehören. 

Als Hintergrundinformation und zur Einordnung der finanziellen Größen- 
ordnungen gibt Abbildung 16 eine Schätzung der Höhe der nicht beitrags- 
gedeckten Leistungen und der Bundeszuschüsse (nicht Bestandteil des  
Gutachtens von Kingreen).

Abbildung 16: Schätzungen der nicht beitragsgedeckten Leistungen 
und die Höhe der Bundeszuschüsse (in Milliarden Euro)

Quelle: rentenupdate Ausgabe #10, September 2025, Deutsche Rentenversicherung Bund
Lesehilfe: Die nicht beitragsgedeckten Leistungen beliefen sich im Jahr 2023 auf rund 124 
Milliarden Euro und die Bundeszuschüsse lagen im Vergleich dazu bei rund 84 Milliarden Euro.
Hinweis: Abschätzungen der Höhe der nicht beitragsgedeckten Leistungen wurden für die 
Jahre 2017, 2020 und 2023 vorgenommen, nicht jedoch für die dazwischenliegenden Jahre.
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Angesichts der konträren Positionen befasst sich Kingreen – verfassungsrecht-
lich und einfachgesetzlich – mit der Frage, wie sich die Sozialversicherungen  
nach geltendem Recht (de lege lata) und nach möglichen zukünftigen recht-
lichen Änderungen (de lege ferenda) gegen eine Übertragung von gesamt- 
gesellschaftlichen Aufgaben schützen lassen, für die sie keinen oder nur einen 
teilweisen finanziellen Ausgleich erhalten.

In Auseinandersetzung mit verfassungsrechtlichen Aspekten verweist  
Kingreen zunächst darauf, dass Sozialversicherungsträger als öffentlich-
rechtliche Körperschaften – anders als Privatpersonen – nach überwiegender 
Rechtsprechung nicht grundrechtsberechtigt sind. Eine kritische Überprüfung 
dieser Rechtsprechung sieht Kingreen als erforderlich, wenn sich die Sozial- 
versicherungsträger in einer grundrechtstypischen Gefährdungslage zum 
Staat befinden, die mit einer von Privatpersonen vergleichbar ist. Obwohl das 
Bundesverfassungsgericht aus Art. 87 Abs. 2 GG einen Schutz der Kompetenz-
sphäre der Sozialversicherungsträger ableitet, ist Kingreen der Auffassung, 
dass die Möglichkeiten, einen Schutz der Sozialversicherungsträger vor un-
kompensierter Übertragung von versicherungsfremden Aufgaben auf dieser  
Basis zu begründen, geringer sind als angenommen. Ein erstes Problem sieht 
Kingreen darin, dass Art. 87 Abs. 2 GG nur bundesunmittelbare Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts und nicht auch die Regionalträger (landesun- 
mittelbare Körperschaften) einschließt. Er merkt zweitens an, dass eine  
Verfassungsnorm, die Bundes- und Landesverwaltung sowie unmittelbare  
und mittelbare Staatsverwaltung abgrenzt, keinen grundrechtsähnlichen 
Schutz vor staatlichem Zugriff gewährleisten kann. Schließlich führt Kingreen  
drittens an, dass Art. 87 Abs. 2 GG mittels Verfassungsbeschwerde nicht  
gerügt werden kann.

Insgesamt arbeitet Kingreen damit heraus, dass es keinen hinreichenden ver-
fassungsrechtlichen Schutz der Sozialversicherungsträger gegen eine nicht 
oder nur teilweise Kompensation für die Übertragung sozialversicherungs-
fremder Leistungen gibt. Insbesondere sieht er kein verfassungsrechtlich 
garantiertes Selbstverwaltungsrecht, aus dem ein solcher Schutz hergeleitet 
werden könnte. Für das zukünftige Recht eine Verfassungsänderung anzu- 
streben, hält Kingreen nicht für sinnvoll. Er verweist stattdessen auf eine  
Regelung im „einfachen“ Recht. Dort gibt es bereits eine Norm, die besagt, 
dass den Versicherungsträgern Aufgaben anderer Versicherungsträger und 
Träger öffentlicher Verwaltung zwar aufgrund eines Gesetzes übertragen  
werden dürfen, daraus entstehende Kosten aber zu erstatten sind (§ 30 Abs. 2 
SGB IV). Nach aktueller Rechtslage können die Sozialversicherungsträger eine 
unkompensierte Aufgabenübertragung wegen fehlender verfassungsrecht- 
licher Grundlagen nicht angreifen. Außerdem gibt es keine eindeutige Definition 
der versicherungsfremden Leistungen. Kingreen schlägt daher die Einführung 
eines einklagbaren einfachrechtlichen Anspruchs der Sozialversicherungs-
träger auf einen finanziellen Ausgleich vor, wenn ihnen versicherungsfremde 
Leistungen übertragen werden. In dem neu zu fassenden § 30 SGB IV sollte 
diesen Anspruch normiert und eine Definition der sozialversicherungsfremden 
Leistungen enthalten sein.
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Methodenentwicklung zur Simulation von Arbeitsangebotseffekten 
bei Rentnerinnen und Rentnern
Dr. Mara Rebaudo, Wilko Oltmanns, Dr. Sven Stöwhase  
und Martin Teuber (alle Fraunhofer-Institut  
für Angewandte Informationstechnik, FIT)

Um dem Fachkräftemangel und anderen Auswirkungen des demografischen 
Wandels entgegenzuwirken, zielen politische Reformvorschläge darauf ab, An-
reize für ältere Menschen zu schaffen, damit diese länger erwerbstätig blei-
ben. Die Aktivrente, die es Rentner:innen ab 2026 ermöglicht, bis zu 2.000 
Euro steuerfrei monatlich hinzuverdienen zu können, ist ein Beispiel. Für die 
Abschätzung der Wirkung dieser und ähnlicher Maßnahmen sind weiterent-
wickelte ökonomische Analyseinstrumente notwendig, da die bestehenden 
rentenökonomischen Modelle das Erwerbsleben und den Ruhestand zumeist 
als komplementäre Zustände im Lebenslauf betrachten. Damit ignorieren die-
se Modelle jedoch, dass Rentenbezug und Erwerbstätigkeit auch gleichzeitig 
auftreten können. Insbesondere aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen 
erachten Rebaudo und Kollegen es als erforderlich, bestehende Modelle an-
zupassen oder neu zu konzipieren. So lassen sich parallele Zustände wie Teil-
renten, steuerbegünstigte Hinzuverdienste oder freiwillige Weiterarbeit ange-
messen berücksichtigen.

Abbildung 17: Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit  
von erwerbstätigen Rentner:innen

Anmerkung: Auswertungen von Rebaudo et al. auf Basis des SOEP 2020 (ungewichtet); Personen  
zwischen 66–76 Jahren, welche eine gesetzliche Rente beziehen und (a) abhängig beschäftigt  
oder (b) selbstständig sind. Quelle: Abbildungen 1 und 2 aus dem Projektbericht, S. 14

Die Autor:innen sehen die Integration verhaltensökonomischer Aspekte in den 
Modellen als notwendig an, um Reformvorhaben ökonomisch bewerten zu  
können. Zur zielgerichteten Ausgestaltung zukünftiger Maßnahmen und deren 
Evaluation bedarf es daher adäquater mikroökonometrischer Simulations- 
modelle. Diese müssen die individuellen Erwerbsentscheidungen älterer  
Menschen abbilden und ihre Wirkungen (z. B. auf Steueraufkommen, Finanz- 
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lage der Rentenversicherung, Arbeitsmarkt) zuverlässig prognostizieren  
können. Mithilfe einer Machbarkeitsstudie prüfen die Forscher:innen, ob sie  
den Discrete-Choice-Ansatz in einer Mikrosimulation mit Verhaltensan- 
passungen so weiterentwickeln können, dass Reformoptionen, in denen  
Arbeitsanreize für Rentner:innen vorgesehen sind, analysierbar werden. Die-
ser Ansatz geht davon aus, dass sich Individuen u. a. auf Basis ihrer Präfe-
renzen nutzenmaximierend für eine Ausprägung aus einer begrenzten Menge 
diskreter Kategorien, etwa zur Arbeitszeit, entscheiden. Hinsichtlich der Ar-
beitszeit simuliert das Modell in einem ersten Schritt die verfügbaren Nettoein- 
kommen für verschiedene hypothetische Arbeitszeitkategorien bei allen  
Personen im Datensatz (hier: SOEP) und berechnet anschließend die entspre-
chenden Steuern, Sozialversicherungsbeiträge und Sozialtransfers. Anhand der 
registrierten Arbeitszeitentscheidungen (Status quo) erfolgt im zweiten Schritt 
die Schätzung der Präferenzparameter, die den individuellen Abwägungspro-
zess (Trade-off) zwischen Einkommen und Freizeit widerspiegeln. Die Pro-
jektnehmer:innen berücksichtigen dabei, dass es nach soziodemografischen 
Merkmalen (z. B. Geschlecht, Alter, Region) Unterschiede in den Freizeit- und 
Einkommenspräferenzen geben kann. Eine Konstanthaltung der geschätzten 
Präferenzparameter erlaubt anschließend, Reformen im Steuer- und Transfer-
system zu simulieren und die sich daraus ergebenden Verhaltensanpassungen 
abzuleiten.

Rebaudo und Kollegen mussten drei Spezifikationen vornehmen, um das  
beschriebene Vorgehen bei Rentner:innen anzuwenden. Zunächst grenzen  
sie die Untersuchungsgesamtheit auf Personen ein, die eine gesetzliche  
Rente erhalten und im Alter von 66 – 76 Jahren sind. Für diese Gruppe ist  
sicherzustellen, dass in den Daten eine hinreichend große Varianz im Er- 

werbseinkommen und im Erwerbsumfang vorhanden ist (vgl. Abbildung 17).  
Bei der Definition der Nutzenfunktion verglichen die Forscher:innen ver- 
schiedene Modelle miteinander, um die relevanten erklärenden Variablen  
für Rentner:innen zu identifizieren. Anschließend simulieren sie mit der  
geschätzten Nutzenfunktion und den abgeleiteten Präferenzparametern  
Reformen und berechnen Anpassungsreaktionen. Mit hypothetischen Reform-
szenarien überprüften die Forscher:innen die Plausibilität der Ergebnisse.

Insgesamt kommen Rebaudo und Kolleg:innen anhand ihrer Machbarkeits-
studie zum Schluss, dass das vorgeschlagene Vorgehen bei Rentner:innen an-
wendbar ist. Die Qualität der Schätzung beurteilen sie auf Basis der Kennzah-
len für die Modellanpassung als gut und die hypothetischen Reformszenarien 
lieferten plausible Ergebnisse. Allerdings unterliegt die Methodik auch gewis-
sen Einschränkungen, da z. B. denkbar ist, dass die Präferenzparameter Res-
triktionen am Arbeitsmarkt einfangen und auch die gemeinsame Betrachtung 
von abhängig Beschäftigten und Selbstständigen ist nicht unproblematisch.
 

Weitere Infos zum  
Projekt finden Sie hier
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Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses hat beim FNA einen hohen 
Stellenwert. Sie ist zwingend erforderlich, um die Alterssicherungsforschung 
zu stärken und weiterzuentwickeln. Durch die Finanzierung von Stellen für  
wissenschaftliche Mitarbeiter:innen in Forschungsprojekten oder die Vergabe  
von Stipendien für Qualifikationsarbeiten bietet das FNA jungen Nachwuchs-
wissenschaftler:innen die Gelegenheit, sich eingehend mit Themen der Al-
terssicherung zu befassen. Ferner ist das FNA-Graduiertenkolloquium ein ge- 
eignetes Forum, bei dem sich FNA-Stipendiat:innen und andere Nachwuchs-
wissenschaftler:innen über disziplinäre Grenzen hinweg austauschen und 
vernetzen können. Die FNA-Nachwuchsförderung schließt grundsätzlich alle 
relevanten wissenschaftlichen Disziplinen mit ein. Neben wirtschaftswissen-
schaftlichen und soziologischen Projekten sind auch Forschungsvorhaben aus 
den Rechts-, Politik- und Geschichtswissenschaften von Interesse. Zu diesem 
Zweck sucht das FNA auf verschiedenen Kanälen und in unterschiedlichen 
Netzwerken aktiv den Austausch mit Nachwuchswissenschaftler:innen, um 
zielgruppenspezifisch über bestehende Förderinstrumente zu informieren. 
Darüber hinaus ist das FNA bestrebt, die Förderung des wissenschaftlichen  
Nachwuchses kontinuierlich weiterzuentwickeln und bisher eher wenig  
vertretene Disziplinen stärker einzubeziehen.

Mit der Projektförderung, aber auch den regelmäßigen Fachveranstaltungen  
bietet das FNA einen institutionellen Rahmen für Wissenschaftler:innen,  
auch über die Nachwuchsförderung hinaus mit der Alterssicherungsforschung 
in Kontakt zu bleiben. Das FNA schlägt dabei Brücken zwischen Wissenschaft, 
Verwaltungspraxis und Politik, damit die Forschungsvorhaben die Komplexität  
sozialrechtlicher und verwaltungspraktischer Regelungen sowie die sozial- 
politischen Implikationen berücksichtigen.

Laufende Stipendien

Mit der Vergabe von Stipendien für Promotions- und Habilitationsvorhaben  
fördert das FNA überdurchschnittlich qualifizierte Nachwuchswissenschaft-
ler:innen, deren Forschungsthemen in den Bereich der Alterssicherung fallen.  
Der FNA-Beirat entscheidet über die Förderung und Förderdauer der ein- 
gereichten Anträge. Bei einem positiven Votum fördert das FNA seine Sti-
pendiat:innen regulär für maximal 36 Monate. In begründeten Fällen ist eine  
Ausweitung dieser Laufzeit auf 48 Monate möglich. Ein Alleinstellungsmerkmal 
des FNA in der Förderlandschaft besteht darin, dass es – zusätzlich zum reinen  
Stipendium – den Aufbau der eigenen Alterssicherung der Stipendiat:innen  
mit bis zu 250 Euro im Monat unterstützt (z. B. freiwillige Beiträge zur gesetz-
lichen Rentenversicherung oder Beiträge zu Riesterverträgen). Seit 2023 kann 
die Förderung der Stipendiat:innen auch um einen Zuschuss zur Kranken- 
versicherung ergänzt werden, sofern keine Pflichtmitgliedschaft in einer  
gesetzlichen Krankenversicherung besteht. Eine Übersicht aller 2025 durch 
das FNA geförderten Promotionsstipendien lässt sich Tabelle 3 entnehmen.

NACHWUCHSFÖRDERUNG DURCH DAS FNA

Weitere Infos zu  
Stipendien finden Sie hier

HIER KLICKEN!  

FNA-JAHRESBERICHT 2025

36 NACHWUCHSFÖRDERUNG DURCH DAS FNA

https://www.fna-rv.de/DE/Navigation/02_Foerderungen/01-2_Vergabe_von_Stipendien/stipendien_node.html


Tabelle 3: Laufende Stipendien im Jahr 2025

Name Arbeitstitel Institution Betreuung Laufzeit

Björn Seitz

Die Regionen Deutschlands im Vergleich: Inzi-
denzen von Rückkehrverläufen älterer Arbeits-
loser in Erwerbsarbeit und die Auswirkungen auf 
die spätere Rentenhöhe

Universität Duisburg-Essen
Prof. Dr. Dirk Hofäcker 
Prof. Dr. Martin Brussig 
beide Universität Duisburg-Essen

01.04.2023 – 30.09.2025

Thomas Mayer
Die Governance betrieblicher Altersversorgung 
in Ländern mit Einsäulenmodellen: Österreich 
im internationalen Vergleich

Johannes Kepler Universität Linz

Assoz.-Prof. Dr. Tobias Wiß 
Johannes Kepler Universität Linz  
Assoz.-Prof. Dr. Natascha van der Zwan 
Universiteit Leiden

01.10.2023 – 30.09.2025

Daria Frost

Altersarmutsrisiken von Alleinerziehenden:  
Analysen des Erwerbsverlaufs und der Renten-
leistungen in Deutschland und Europa 

Universität Mannheim
Prof. Dr. Bernhard Ebbinghaus 
Prof. Dr. Ilze Plavgo 
beide Universität Mannheim

01.09.2024 – 28.02.2027

Maximilian Blesch Decision-making under uncertainty
Humboldt Universität Berlin 
DIW Berlin

Prof. Georg Weizsäcker, Ph. D. 
Humboldt-Universität zu Berlin  
Prof. Dr. Peter Haan 
DIW / Freie Universität Berlin

01.03.2025 – 30.09.2025

Xiangdie Chen

Der Einfluss von Alterserwerbstätigkeit auf die 
psychische Gesundheit: Eine empirische Studie 
im ländervergleichenden Kontext 

Universität zu Köln
Prof. Dr. Lea Ellwardt 
Prof. Dr. Kasten Hank 
beide Universität zu Köln

01.10.2025 – 30.09.2028
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FNA-Forschungspreis 2025

Der jährlich vergebene FNA-Forschungspreis ist mit 5.000 Euro dotiert und  
bildet einen weiteren wichtigen Baustein der Nachwuchsförderung. Mit diesem 
Preis würdigt das FNA herausragende wissenschaftliche Arbeiten auf dem  
Gebiet der Alterssicherungsforschung. Die eingereichten Dissertationen  
unterliegen einer sorgfältigen Sichtung, Diskussion und Bewertung durch  
die FNA-Geschäftsstelle und den FNA-Beirat. Für den FNA-Forschungspreis 
ist zusätzlich zur wissenschaftlichen Qualität die Relevanz für die Renten- 
versicherung, d. h. für die Versicherten und Rentner:innen ein entscheidendes  
Auswahlkriterium. So haben die bisherigen Preisträger:innen wertvolle  
Beiträge zu verschiedenen Alterssicherungsthemen geleistet wie Effekte von 
Rentenreformen, Erwerbstätigkeit im höheren Alter, den Eigentumscharakter  
von Rentenanwartschaften, verhaltensökonomische Aspekte des Renten- 
zugangs, Auswirkungen und Legitimität von Altersgrenzen in der Rentenver-
sicherung oder Auswirkungen von Scheidungen auf das Alterseinkommen 
von Männern und Frauen. Die prämierten Forschungsarbeiten kamen aus der  
Soziologie, der Ökonomie, der Rechts-, Geschichts- und Politikwissenschaft 
oder der Philosophie. Viele der Preisträger:innen sind dem FNA nach Ver- 
leihung des Forschungspreises verbunden geblieben.
 
2025 ging der FNA-Forschungspreis an die Soziologin Dr. Carla Rowold für  
ihre kumulative Dissertation mit dem Titel „An accumulation of gender  
inequalities in old age? Exploring life course- and gender-sensitive approaches 
for analysing Gender Pension Gaps“. 
 

Mit der Analyse von Ursachen geschlechtsspezifischer Unterschiede in den 
Rentenhöhen – dem sogenannten Gender Pension Gap (GPG) – leistet Rowold  
einen wichtigen Beitrag zum Forschungsstand und behandelt ein sozial- 
politisch äußerst relevantes Thema. Die Dissertation ist vielschichtig, da sie 
konzeptionelle, methodische und inhaltliche Beiträge liefert. Um herausar- 
beiten zu können, warum sich die Alterseinkommen von Männern und  
Frauen unterscheiden, braucht es nach Rowold eine Sozialpolitikforschung, 
die das Geschlecht und den Lebensverlauf in den Blick nimmt. Dazu befasst 
sie sich zunächst mit wesentlichen konzeptionellen Entscheidungen. Sie zeigt 
beispielsweise auf, wie geschlechtsspezifisch verzerrte Stichproben ent- 
stehen können, wenn in Untersuchungen etwa der „selbstberichtete Rent-
ner:innenstatus“ oder der „Erhalt von Rentenzahlungen“ als Auswahlkriterium 
herangezogen werden. Die innovative und anspruchsvolle Kombination statis- 
tischer Verfahren (z. B. Multichannel-Sequenzmusteranalyse mit der Kitagawa- 
Oaxaca-Blinder Dekomposition; Machine Learning Methoden mit der Ñopo-
Dekomposition) ermöglicht außerdem lebensverlaufsorientierte Analysen von 
Geschlechterungleichheiten und damit differenziertere Untersuchungen als 
bisher. Dadurch lässt sich z. B. überprüfen, welcher Teil der Geschlechter-
unterschiede im Alterseinkommen auf geringere Verdienste bei Frauen  
zurückzuführen ist und welcher Teil dadurch entsteht, dass Frauen überwiegend 
andere Arbeits- und Familienlebensverläufe als Männer aufweisen. Inhaltlich 
arbeitete Rowold viele interessante Details heraus, z. B. dass geschlechts- 
spezifische Lebensverläufe, insbesondere die ungleiche Verteilung von unbe-
zahlter Sorgearbeit, maßgeblich zur Entstehung von GPGs beitragen und umver- 
teilende Elemente dies nicht kompensieren können. Rowold hebt hervor,  
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dass die bisherigen Studien oft Dauer, Timing und Reihenfolge von Lebensver-
laufsereignissen, die Komplexität der Lebensverläufe und die Interdependenzen 
zwischen Erwerbs- und Familienlebensverläufen nicht ausreichend berück- 
sichtigen. Sie schlägt eine geschlechter- und lebensverlaufsensiblere zukünf-
tige Rentenpolitik vor, die politikfeldübergreifend agieren sollte. Eine nach- 
haltige Lösung zur Verringerung der GPGs liegt im gleichen Zugang von  
Männern und Frauen zu erwerbsorientierten Lebensverläufen. Des Weiteren  
sollte es kohortenspezifisch Ausgleichsmechanismen zur Verringerung des 
GPGs und zum Schutz vor Altersarmut, wie z. B. eine stärkere Anerkennung 
von unbezahlter Care-Arbeit, geben.
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Anja Piel, Gundula Roßbach, Dr. Carla Rowold,  
Uwe Hildebrandt und Alexander Gunkel

Weitere Informationen zum 
Forschungspreis gibt es hier:

HIER KLICKEN!  
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Ein zentraler Tätigkeitsschwerpunkt des FNA ist die Organisation und Unter-
stützung von Tagungen, Workshops, projektbezogenen Fachgesprächen und 
weiteren Veranstaltungsformaten im Feld der Alterssicherungsforschung.  
Das FNA bietet dadurch Gelegenheiten für einen Austausch innerhalb der  
Wissenschaft und zwischen Wissenschaft, Verwaltung und Politik. Die inter-
essierte (Fach-)Öffentlichkeit kann sich so über aktuelle Themen der Alters-
sicherungsforschung und relevante Projektergebnisse informieren und diese  
diskutieren. Zudem erfüllen die FNA-Veranstaltungen auch die Funktion,  
das Netzwerk der Alterssicherungs- und Sozialpolitikforschung zu pflegen 
und weiter auszubauen. Das FNA positioniert sich somit immer wieder neu  
als wichtiger Akteur in der Forschungslandschaft und schafft Foren für einen 
Informations- und Erfahrungsaustausch.

Nachfolgend finden sich Kurzüberblicke zu den jährlich fest etablierten  
FNA-Veranstaltungen, der Jahrestagung und dem Graduiertenkolloquium. 
Anschließend folgen eine kurze Zusammenfassung der FNA-Debatte und  
ein Einblick in die Beteiligung des FNA an der Bundesvertreterversammlung 
der Deutschen Rentenversicherung Bund. Anmerkungen zu den projektbe- 
zogenen Fachgesprächen (siehe Zeitleiste) sind direkt bei der Beschreibung 
der jeweiligen Projektergebnisse zu finden.
 

FNA-VERANSTALTUNGEN 2025

FNA-JAHRESTAGUNG 2025
Zwischen Solidarität und Äquivalenzprinzip

FNA-DEBATTE: STEUERMITTEL FÜR DIE GRV
Manövriermasse zur Haushaltssanierung  
oder verfassunsrechtliche Notwendigkeit

FNA-FACHGESPRÄCH
Hindernisse und Potentiale für die Berufstätigkeit  
bei teilweiser Erwerbsminderung

FNA-FACHGESPRÄCH
Alterssicherung auf Social Media

FNA-GRADUIERTENKOLLOQUIUM
Für Stipendiat:innen des FNA  
und andere Nachwuchswissenschaftler:innen

FNA-FACHGESPRÄCH
Heraufsetzung und Wegfall der Hinzuverdienstgrenze. 
Wie hat sich das Renteneintrittsverhalten verändert?

BUNDESVERTRETERVERSAMMLUNG 
der Deutschen Rentenversicherung Bund

30. / 31.
Januar

06.
März

30. 
April

17.
Juni

02. / 03.
Juli

10.
Juli

10.
Dezember
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30. und 31. Januar 2025

FNA-Jahrestagung 2025: Zwischen Solidarität 
und Äquivalenzprinzip: Wie viel Umverteilung 
braucht die Alterssicherung?

Die FNA-Jahrestagung am 30. und 31. Januar 2025 widmete sich einem zen-
tralen Thema der Alterssicherung. Denn innerhalb des Systems der Alterssi-
cherung wirken unterschiedliche Verteilungsprinzipien. Dies gilt besonders für 
die Gesetzliche Rentenversicherung. Hier finden sich Elemente sozialer Um-
verteilung durch die Abstraktion von individuellem Risiko und sozialpolitisch 
gestaltete Leistungen, die nicht auf individuellen Beitragszahlungen basieren. 
Dennoch ist das an lohnbezogener Beitragshöhe sowie beitragsbezogener 
Rentenhöhe ausgerichtete Äquivalenzprinzip dominant. Die zentrale Fragestel-
lung der Tagung lautete demnach, wie das Mischungsverhältnis zwischen Äqui-
valenzprinzip und sozialem Ausgleich ausgestaltet werden sollte, um gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, Akzeptanz und soziale Sicherheit zu stärken. Ziel 
war es, Umverteilungsmechanismen und -wirkungen sowohl konzeptionell als 
auch in ihrer konkreten Umsetzung zu analysieren und kritisch zu diskutieren.

Präsidentin Gundula Roßbach (Deutsche Rentenversicherung Bund) eröffne-
te die Tagung und Prof. Dr. Ute Klammer (Universität Duisburg-Essen) führte 
als Moderatorin durch die zwei Tage. In ihren einleitenden Grußworten betonte 
Roßbach die Bedeutung eines ausgewogenen Verhältnisses von Äquivalenz und  
 

sozialem Ausgleich. Sie verwies  
auf die Rolle der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung als erste Säule 
und wichtigstes System der Alters- 
sicherung und erinnerte daran, 
dass nicht alle Erwerbstätigen in 
dieses System einzahlen, manche 
aber trotzdem von dessen Umver-
teilungsmechanismen profitieren.

Daraufhin beleuchtete Prof. Dr. Silke van Dyk (Universität Jena) in ihrer Key-
note die Prinzipien solidarischer Alterssicherung und die Herausforderun-
gen des demografischen Wandels. Sie sprach über Lebensstandardsiche-
rung, Mindestrente und Umverteilung unter den 
Bedingungen des demografischen Wandels. 
Des Weiteren thematisierte sie, wie sich Preka- 
risierung und Pluralisierung von Erwerbsbio- 
grafien, Konzentration privater Vermögen und  
klassenspezifische Lebenserwartung auf die  
Alterssicherung auswirken. Besondere Beachtung 
fand, wie Gerechtigkeitsfragen mit der Alters- 
sicherung zusammenhängen. 

©Fotos der Jahrestagung: berlin-event-foto.de/Peter-Paul Weiler

Gundula Roßbach und Ute Klammer

Prof. Dr. Silke van Dyk
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Anschließend standen die soziohistorische Ent-
wicklung und die sozialrechtliche Einordnung 
des Sozialen in der Alterssicherung im Fokus. 
Prof. Dr. Heike Wieters (HU Berlin) begann mit 
ihrem Vortrag „Bismarck und Beveridge ge- 
gen den Strich – Perspektiven privater (Lebens-) 
Versicherer auf staatliche Sicherungssysteme“.  
Wieters gab einen historischen Überblick über die 
Entwicklung der Altersvorsorge in Deutschland 

und Großbritannien. Sie nahm zeitgenössische Debatten zum Anlass und stell-
te die Bismarcksche Sozialversicherung dem Beveridge-Modell gegenüber.  
Der Vortrag verdeutlichte, dass staatliche Systeme und der Public- 
Private-Mix auf historische Pfadabhängigkeiten reagieren und sich konti-
nuierlich wandeln. Prof. Dr. Constanze Jandas (Universität Speyer) Vortrag 
entfiel leider, die Folien sind jedoch einsehbar auf der FNA-Website. Janda  
beschäftigte sich mit den Gestaltungsspielräumen des Gesetzgebers im  
Rentenversicherungsrecht. Sie thematisierte die Spannungen zwischen 
dem Äquivalenzprinzip und sozialem Ausgleich, insbesondere unter dem  

Gesichtspunkt der Lebensstandardsicherung im  
Alter. Ihre Arbeit zeigt auf, wie das Sozialstaats- 
prinzip die Möglichkeiten umverteilender Maß- 
nahmen beeinflusst.

Ferner wurden bei der Tagung Phänomene und 
Mechanismen sozialer Ungleichheit in der Alters-
sicherung beleuchtet. Dr. Florian Blank (Hans- 
Böckler-Stiftung) eröffnete das Themenfeld mit 

einem Vortrag darüber, wie die Alterssicherungs-
systeme die verschiedenen Lebensverläufe in Hin-
sicht auf das Alterseinkommen widerspiegeln. 
Seine Ausführungen illustrierten, dass Alters-
sicherungssysteme gesellschaftliche Strukturen 
abbilden und reproduzieren, gleichzeitig aber auch 
Modifikationen vornehmen, die Ungleichheit teil-
weise ausgleichen. Aus einer wirtschaftswissen- 
schaftlichen Perspektive heraus betrachtete  
Prof. Dr. Martin Werding (Ruhr-Universität Bochum) die Aufgabenteilung  
zwischen Gesetzlicher Rentenversicherung und der Steuer- und Transferpolitik  
bei Fragen der Umverteilung. Diskutiert wurden auch die Auswirkungen von  
Rentenreformen auf Verteilungsfragen, insbesondere im Hinblick auf die  
demografische Alterung und weiteren Reformbedarf.

Zum Abschluss des ersten Tages versammelte die Tagung prominente Stim-
men der Sozialversicherungen und machte die gemeinsame Herausforderung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch soziale Sicherung zum Thema. 
Moderiert von Kerstin Michaelis, diskutierten Gundula Roßbach, Andrea Nah-
les (Bundesagentur für Arbeit) und Dr. Doris Pfeiffer (GKV-Spitzenverband). 
Die Diskussion fokussierte auf die Herausforderungen, denen sich die sozia-
len Sicherungssysteme bzw. die verschiedenen Zweige der Sozialversicherung 
gegenwärtig vor allem in Hinsicht auf Stabilität demokratischer Strukturen und 
sozialer Kohäsion gegenübersehen. Es wurde hervorgehoben, dass das Ver-
trauen in den Rechts- und Sozialstaat essenziell ist, gleichzeitig wird es jedoch 
durch zunehmende gesellschaftliche Krisen und Transformationen belastet. 
Die Panelteilnehmerinnen erörterten praxisnahe Ansätze, wie z. B. Koopera-

Prof. Dr. Heike Wieters

Dr. Florian Blank

Prof. Dr. Martin Werding
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tionsmöglichkeiten zwischen den Sozialversicherungen, gemeinsame Heraus-
forderungen etwa durch Populismus oder die Auswirkungen der Digitalisierung 
auf die tägliche Arbeit der Mitarbeiter:innen von Sozialversicherungen. Deut-
lich wurde, dass eine zuverlässige soziale Sicherung über die verschiedenen 
Sozialversicherungen hinweg den Sozialstaat gerade in Krisenzeiten konkret 
erfahrbar macht und so eine stabilisierende Wirkung entfaltet. 

Das Thema Herausforderungen sozialer Solidarität  
und aktuelle Felder der Umverteilung war der 
Startpunkt des zweiten Tages. Schwerpunkt des 
Vortrags von Dr. Johannes Geyer (DIW) war die Be- 
wertung der Grundrente, Mütterrente und Zu-
rechnungszeiten im Hinblick auf Einkommensver- 
teilung und Armutsrisiko. Er zeigte auf, wie politi-
sche Maßnahmen gezielt auf untere Einkommens-
bereiche wirken und welche Verteilungseffekte 
sich daraus ergeben. 

Danach fragten Prof. Dr. Stefan  
Liebig (FU Berlin) und Dr. Fabian 
Kalleitner (LMU München) „Wann 
ist Rente gerecht?“ Die Vortra- 
genden analysierten subjektive  
Gerechtigkeitseinschätzungen von 
Rentner:innen und nutzten metho- 
disch europäische Vergleichs- 
studien und Längsschnittdaten,  
um die Veränderung der Ein- 

kommenszufriedenheit beim Übergang in die Rente zu messen. Die Er- 
gebnisse lieferten Hinweise darauf, wie Rentensysteme angepasst werden  
müssten, um als gerecht wahrgenommen zu werden.
 

Dr. Johannes Geyer

Prof. Dr. Stefan Liebig und Dr. Fabian Kalleitner

Unter der Moderation von Kerstin Michaelis (rechts) diskutierten Andrea Nahles,  
Gundula Roßbach und Doris Pfeiffer über die gemeinsame Herausforderung,  
gesellschaftlichen Zusammenhalt durch soziale Sicherung zu bewahren
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Der letzte thematische Schwerpunkt behandel-
te internationale Perspektiven auf Umverteilung  
in der Alterssicherung. Dr. Sabina Littmann- 
Wernli (Bundesamt für Sozialversicherungen) 
stellte in ihrem Vortrag die Schweizer Altersvor-
sorge dar. Sie analysierte gewollte und ungewollte 
Umverteilungswirkungen, Aspekte der Beitrags-
pflicht und Entscheidungsprozesse bei der Alters-
sicherung am Beispiel der Umsetzung von Initia-

tiven wie der 13. AHV-Rente. So beleuchtete der Vortrag auch das spezifische 
Verhältnis von Solidarität und direkter Demokratie in der Schweiz. 

Schließlich verglich Dr. Judith Niehues (IW Köln) 
die Umverteilungswirkungen verschiedener eu-
ropäischer Alterssicherungssysteme. Dabei lag  
der Fokus auf der Rolle der gesetzlichen Renten, 
Rententransfers und Vermeidung von Altersarmut. 
Sie führte aus, wie sich empirische Befunde zu den 
idealtypischen Wohlfahrtsstaatsmodellen, sozial-
politische Agenden und Umverteilungspräferenzen  
der Bevölkerung in unterschiedlichen Ländern  
zueinander verhalten. 

Das Schlusswort hielt Präsidentin Gundula Roßbach. Sie ordnete die Themen 
der Tagung ein, zog Querverbindungen zwischen Beiträgen und aktuellen  
sozialpolitischen Debatten und wies auf offene Forschungsfragen hin.

Die Jahrestagung 2025 des FNA lieferte einen tiefgehenden Einblick in die  
Balance zwischen Äquivalenzprinzip und sozialem Ausgleich in der Alters- 
sicherung. Diskutiert wurden historische Perspektiven, empirische Befun-
de, rechtliche Gestaltungsspielräume und praktische Implikationen. Die Ver- 
anstaltung unterstrich die Notwendigkeit, wissenschaftlich fundierte, sozial-
politische Debatten zu führen, um Alterssicherungssysteme an die demo- 
grafischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforderungen des  
21. Jahrhunderts anzupassen. 

Weitere Infos zur  
Tagung finden Sie hier

HIER KLICKEN!  

Dr. Sabina Littmann-Wernli

Dr. Judith Niehues
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02. und 03. Juli 2025

FNA-Graduiertenkolloquium 2025
 
Das jährlich stattfindende Graduiertenkolloquium ist neben der Vergabe  
von Stipendien und der Projektförderung zentrales Instrument des FNA  
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Es bietet den  
FNA-Stipendiat:innen und anderen Nachwuchswissenschaftler:innen die  
Möglichkeit, ihre Arbeit Expert:innen aus Wissenschaft, Politik und Verbän-
den zu präsentieren und konstruktives Feedback zu erhalten. Indem sie ihre  
in ganz unterschiedlichen Stadien befindlichen Forschungsbeiträge zur Dis-
kussion stellen, beweisen die Nachwuchswissenschaftler:innen Mut. Die be-
sondere Herausforderung besteht darin, die Inhalte für Vertreter:innen aus 
anderen Disziplinen, aus der Verwaltung und Politik nachvollziehbar auf- 
zubereiten. Das ist erneut hervorragend gelungen, so dass es zu allen Bei- 
trägen fruchtbare Diskussionen gab.

Dr. Dina Frommert (Deutsche Rentenversicherung Bund) eröffnete das  
Graduiertenkolloquium 2025. In ihrer Begrüßung berichtete sie von ihren  
ersten Berührungspunkten mit dem Graduiertenkolloquium aus den Anfän-
gen des FNA. Sie erinnerte sich an Beiträge von jungen Forschenden, die auch  
heute noch, z. B. über die Projektförderung oder die Beteilung an Veranstal- 
tungen, mit dem FNA verbunden sind. Mit ihren Ausführungen unterstrich sie 
den nachhaltigen Ansatz der Nachwuchsförderung des FNA.

Inhaltlich startete die Veranstaltung mit dem Themenkomplex „Erwerbsbio- 
grafien und Alterssicherung“. Unter der Moderation von Dr. Ellen von den 
Driesch (Deutsche Rentenversicherung Bund) präsentierten Daria Frost  
(Universität Mannheim) und Johanna Olga Sauer (Universität Oldenburg)  
aktuelle Analysen aus ihren Dissertationen. Frost konnte in ihrem Vortrag  
anhand ländervergleichender Analysen aufzeigen, dass alleinerziehende  
Frauen ein erhöhtes Armutsrisiko aufweisen, aber nicht alle auf gleiche Weise. 
Insbesondere diejenigen, die auch in der späteren Lebensphase alleinstehend 
sind, sind besonders armutsgefährdet. Andere Faktoren wie die Dauer und 

das Timing sowie Charakteristika der Erwerbs- 
verläufe spielen ebenfalls eine gewisse Rolle  
für die Armutsgefährdung im Alter. Sauer be- 
fasste sich in ihrem Vortrag mit nach Geschlecht  
und Migrationshintergrund variierenden Renten-
zugangsaltern. Ihre ersten vorläufigen Ergebnisse  

©Fotos des Graduiertenkolloquiums:  
berlin-event-foto.de/Peter-Paul WeilerDaria FrostDr. Dina Frommert Johanna Olga SauerDr. Ellen von den Driesch
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zeigen, dass Männer mit Migrationshintergrund deutlich früher den Arbeits-
markt verlassen. Bei Frauen spielte der Migrationshintergrund für den  
Erwerbsaustritt hingegen keine Rolle. Für vertiefte Analysen ist geplant,  
die Definitionen für frühe und späte Übergänge zu verfeinern sowie je nach 
Datenverfügbarkeit getrennte Analysen für spezifische Gruppen von Personen 
mit Migrationshintergrund durchzuführen.

Die zweite Session, moderiert von Prof. Dr. Carmela Aprea (Universität  
Mannheim), widmete sich Aspekten von „Bildung und Peer-Effekten im  
Kontext von Alterssicherung“. Merve Suna (Universität Mannheim) machte  
den Auftakt. Sie gewährte mit ihrem Vortrag dem Publikum spannende  
Einblicke in die aufwändige, wissenschaftlich fundierte Entwicklung von 
spielbasierten Lernmaterialien an einem konkreten Prototyp zur Alters-
sicherung. Die modulare Lernumgebung kann thematisch und in der  
Tiefe der Behandlung der Themen bzw. auch in den Schwierigkeitsgraden 
flexibel erweitert und angepasst werden. Bleibt zu hoffen, dass sich zusätz-
lich zur kontinuierlichen Weiterentwicklung zukünftig Möglichkeiten für einen  
breiten öffentlichen Zugang finden werden, sodass verschiedenste Zielgrup-

pen davon profitieren können. Wie wichtig es ist, bei Reformen des Alters- 
sicherungssystems auch nicht-intendierte oder indirekte Effekte in den Blick zu 
nehmen, machte der Vortrag von Patrick Sturm (Universität Würzburg) deutlich.  
Anhand der Abschaffung der Altersrente für Frauen konnte Sturm aufzeigen, 
dass sich Arbeitnehmerinnen in ihren Entscheidungen, den Arbeitsmarkt 
zu verlassen, an Kolleginnen orientieren. Frauen, deren Kolleginnen über 
die Altersrente für Frauen früher in Rente gehen konnten, schieden tenden-
ziell ebenfalls früher aus dem Erwerbsleben aus, z. B. durch Inaktivität oder  
Arbeitslosigkeit, als Frauen, deren Kolleginnen von der Reform betroffen waren 
und länger arbeiten mussten.

Im letzten Veranstaltungsblock des ersten Tages „Institutionelle Perspektiven  
auf Alterssicherung“ weitete sich der Blick auf ein Themenfeld, das zwar nicht 
im Kern der Alterssicherungsforschung angesiedelt ist, aber eine ganz we-
sentliche Grundvoraussetzung für den Aufbau einer adäquaten Altersvorsorge  
tangiert, nämlich die Arbeitsfähigkeit aufgrund gesundheitlicher Aspekte.  
Unter der Moderation von Prof. Dr. Stamatia Devetzi (Hochschule Ful-
da) stellte Sofie Holderbaum (Deutsche Universität für Verwaltungs- 

Prof. Dr. Camela Aprea Merve Suna Patrick Sturm Prof. Dr. Stamatia Devetzi Sofie Holderbaum
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wissenschaften) in ihrem Vortrag „Rechtliche Grundlagen der Kinder- und Fa-
milienrehabilitation in der Bundesrepublik Deutschland. Ist das bestehende 
System lückenhaft?“ Überlegungen zu ihrer Dissertation vor. Die Verbindung zur 
Alterssicherung ließ sich dabei klar über die Ziele herstellen, die Erwerbsfähig-
keit zu erhalten, zu verbessern oder wiederherzustellen und Gefährdungen ge-
mäß des Grundsatzes Prävention vor Rehabilitation vor Rente entgegenzuwir-
ken. Der Vortrag und die anschließende Diskussion führten deutlich vor Augen,  
wie komplex sich die rechtliche Konstellation mit nationalem und supra- 
nationalem Recht gestaltet sowie wie zergliedert das institutionelle Gefüge ist. 

Der zweite Veranstaltungstag konnte mit der von Dr. Laura Romeu Gordo  
(Deutsches Zentrum für Altersfragen) moderierten ersten Session zu „Gesund-
heit und Alterssicherung“ thematisch direkt daran anknüpfen. Zunächst setzte 
sich Alberto Lozano Alcántara (Deutsches Zentrum für Altersfragen) in seinem 
Vortrag mit den Fragen auseinander, ob Partnerschaft beim Zugangsrisiko  
in die Erwerbsminderungsrente eine Rolle spielt und ob sich ein etwaiger  
Einfluss bei Männern und Frauen unterscheidet. Des Weiteren berücksich-
tigte er auch die Partnercharakteristika (allgemein und nach Geschlecht). 

Als erstes Zwischenergebnis der durchgeführten Analysen konnte Alcánta-
ra festhalten, dass Partnerschaft einen schützenden Effekt ausübt, es aller- 
dings keine nennenswerten Unterschiede zwischen Männern und Frauen gibt. 
Im Anschluss daran sprach Christina Meyer über „Effekte der Rehabilitation  
auf den Zugang zu Erwerbsminderungsrenten“. Hierbei handelte es sich  
um ein Projekt, das sich noch sehr am Anfang befand, weshalb der Fokus des 
Vortrags und der anschließenden Diskussion auf konzeptionellen und daten-
technischen Aspekten lag. 

Den Abschluss machte Björn Seitz (Universität Duisburg-Essen) mit einem  
Beitrag im Themenfeld „Erwerbsteilhabe älterer Beschäftigter“, moderiert  
von Prof. Dr. Martin Brussig (Universität Duisburg-Essen). In seinem Vortrag  
konnte er aufzeigen, dass die Rückkehrverläufe und das Altersübergangs- 
geschehen bei Arbeitslosigkeit in der späten Erwerbsphase ganz unter- 
schiedliche Muster aufweisen können und dementsprechend dann auch  
die Rentenhöhen variieren. Immerhin weisen die Daten einige Fälle auf,  
bei denen die Rückkehr in Erwerbstätigkeit nach Arbeitsosigkeit gelungen ist. 

Dr. Laura Romeu Gordo Alberto Lozano Alcántara Christina Meyer Prof. Dr. Martin Brussig Björn Seitz
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Dr. Leila Akremi (Deutsche Rentenversicherung 
Bund) ging in ihren abschließenden Worten noch 
einmal auf die einzelnen Vorträge ein und hob  
die hohe Qualität sowie die interdisziplinäre  
und methodische Vielfalt der Beiträge hervor.  
Sie bedankte sich bei allen Vortragenden, Mode- 
rator:innen und dem Publikum für konstruktive 
Diskussionen und schloss mit der Hoffnung auf  
ein Wiedersehen 2026.
 

06. März 2025

FNA-Debatte – Steuermittel für die GRV:  
Manövriermasse zur Haushaltssanierung oder 
verfassungsrechtliche Notwendigkeit
 
Für Leistungen zur gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) waren im Bundes- 
haushalt 2024 rund 116 Milliarden Euro (Bundeszuschüsse plus weitere  
Bundesmittel) veranschlagt. In Zeiten knapper Haushalte sind in den kommen-
den Jahren bei derart hohen Beträgen Diskussionen über mögliche Kürzungen  
zu erwarten. Die Bundeszuschüsse in Höhe von etwa 88 Milliarden Euro zur 
Rentenversicherung dienen der finanziellen Stabilität und der Abgeltung 
nicht beitragsgedeckter (versicherungsfremder) Leistungen, aber rechtlich  
ist deren Zweckbestimmung vage formuliert (siehe auch Projektzusam-
menfassung Kingreen, S. 31). Angesichts angespannter Finanzen stellt sich  
daher immer drängender die Frage: „Welche Zuschüsse aus Steuermitteln 
müssen, können und dürfen in welcher Höhe an die GRV gezahlt werden?“. 
Die FNA-Debatte suchte nach einer Antwort, die (auch) auf verfassungsrecht-
lichen Vorgaben beruht. Unter der Moderation von Prof. Dr. Ulrich Becker  
(Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik) diskutierten die  
renommierten Staatsrechtslehrer Prof. Dr. Peter Axer (Universität Heidelberg) 
und Prof. Dr. jur. Stefan Korioth (Ludwig-Maximilians-Universität München).

Becker beschrieb einführend die komplexe Gemengelage mit den Bundes- 
zuschüssen und bot zwei Anknüpfungspunkte für die Ausführungen von  
Korioth und Axer: (1) die Schuldenbremse und die allgemeine Haushalts- 

Dr. Leila Akremi

Weitere Infos zum 
Kolloquium finden Sie hier

HIER KLICKEN!  
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finanzierung sowie (2) die Frage, wer die Ausgaben für die nicht beitragsgedeck-
ten Leistungen tragen soll. Korioth wies auf die beiden genannten Funktionen 
der Bundeszuschüsse hin. Er merkte außerdem an, dass sich das Verfassungs-
recht nicht intensiv mit der Sozialversicherung befasst. Zu deren Finanzierung 
findet sich im Grundgesetz nichts. Lediglich in den Übergangs- und Schluss- 
bestimmungen ist sehr allgemein festgehalten (Art. 120 Absatz 1 Satz 4 GG), 
dass der Bund die Zuschüsse zu den Lasten der Sozialversicherung trägt.  
Korioth ging ebenfalls auf die fehlende rechtliche Definition der versiche-
rungsfremden Leistungen ein. Den in absoluten Zahlen jährlich anwachsenden  
Bundeszuschuss betrachtete er schließlich als Hinweis auf einen Reform- 
bedarf bei der Rentenversicherung. Bundeszuschüsse zu kürzen, ohne gleich-
zeitig Aufgaben zu reduzieren, hielt er für nicht angemessen. 

Anschließend legte Axer seine Position dar. Für ihn stellten sich die „vagen“ 
Ausführungen in Art. 120 Absatz 1 Satz 4 GG ganz anders dar. Nach Axers  
Auffassung sind Bundeszuschüsse dadurch sowohl möglich als auch zuläs-
sig und es sind keine Grenzen für deren Höhe festgesetzt. Bundeszuschüsse 
sind somit ein dauerhaftes Finanzierungsinstrument zusätzlich zu den Sozial- 
versicherungsbeiträgen. Dieser Argumentation folgend, ist die Verwendung 
von Bundeszuschüssen aus Steuermitteln für die Sozialversicherung für ihn 
auch keine Umgehung der Schuldenbremse. Grenzen für die Bundeszuschüsse  
sah er darin gegeben, dass sich die Sozialversicherung aus zweckgebundenen  
Beiträgen finanziert. Er stellte außerdem die Frage, wer vor Gericht klagen  
könnte, wenn versicherungsfremde Leistungen nicht durch die Bundes- 
zuschüsse abgedeckt sind. Becker kommentierte die Äußerungen kurz und 
betonte ebenfalls die Notwendigkeit, die nicht beitragsgedeckten Leistungen 
rechtlich zu definieren. Axer äußerte sich dazu skeptisch, da die wiederhol-

ten Forderungen bisher nicht umgesetzt wurden. Becker fragte die beiden Ex- 
perten, inwieweit es ein verfassungsrechtliches Problem darstellt, wenn  
Kürzungen der Bundeszuschüsse vorgenommen werden, ohne dass die  
Aufgaben der Rentenversicherung reduziert werden. Übereinstimmend sa-
hen Korioth und Axer hierin ein klares verfassungsrechtliches Problem. Axer  
betonte dabei nochmals, dass die Bundeszuschüsse aufgrund der Gewähr- 
leistungsfunktion auch höher sein können. Daraufhin gab Korioth zu bedenken,  
ob Bundeszuschüsse in dieser Höhe für den Bundeshaushalt tragbar sind.  
Seiner Meinung nach sollte über Reformen nachgedacht werden.

Prof. Dr. Ulrich Becker, Prof. Dr. jur. Stefan Korioth und Prof. Dr. Peter Axer
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Das Publikum beteiligte sich rege an der Diskussion. Es kam z. B. die Frage  
auf, wie die Verfassungsrechtler den Vorschlag bewerten, umverteilende  
Maßnahmen, etwa zum Schutz vor Altersarmut, als versichertes Risiko  
beitragsgedeckt zu definieren. Axer merkte dazu an, dass sich bei manchen 
Elementen die Frage stellt, ob sie zur Sozialversicherung gehören. Korioth 
wies darauf hin, dass Umverteilung über Steuern erfolgt. Becker war in dieser  
Hinsicht anderer Meinung und betonte, dass der soziale Ausgleich ein ganz  
wesentliches Charakteristikum der Sozialversicherung ist. Eine weitere  
Frage aus dem Publikum bezog sich darauf, ob Versicherte bei einer Über-
lastung durch Sozialversicherungsbeiträge nicht die Möglichkeit einer Kla-
ge haben. In seiner Antwort bezweifelte Korioth, dass sich eine Überlastung  
in absoluten Zahlen festlegen lässt.
 

10. Dezember 2025

Bundesvertreterversammlung der  
Deutschen Rentenversicherung Bund – 
Schwerpunktthema „Forschung im Bereich  
der Deutschen Rentenversicherung“

Die Bundesvertreterversammlung ist ein Selbstverwaltungsorgan der  
Deutschen Rentenversicherung Bund und besteht aus 60 Mitgliedern,  
die im Rahmen der Sozialwahl durch die Vertreterversammlungen der  
16 Regionalträger der Rentenversicherung gewählt werden. Die Auf- 
gaben der Bundesvertreterversammlung, die paritätisch mit Mitgliedern 
der Versicherten- und der Arbeitgeberseite besetzt ist, sind vielfältig, 
z. B. entscheidet sie über Grundsatz- und Querschnittsaufgaben sowie 
über gemeinsame Angelegenheiten der Träger der Rentenversicherung. 
Die Bewilligung von Haushaltsmitteln für Forschung, etwa im Bereich 
der Rehabilitationsleistungen, fällt ebenfalls in ihren Zuständigkeits- 
bereich. Die Bundesvertreterversammlung tagt zweimal im Jahr,  
zumeist im Sommer und im Winter. 

i

Weitere Infos zur 
Debatte finden Sie hier

HIER KLICKEN!  
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Mit der Zeit ist es zur Tradition geworden, dass der FNA-Forschungspreis (vgl. 
S. 38 ff. dieses Berichts) jedes Jahr in der Dezembersitzung der Bundesver-
treterversammlung der Deutschen Rentenversicherung Bund verliehen wird.  
2025 hatte sich die Bundesvertreterversammlung zudem als ein besonderes 
Schwerpunktthema „Forschung im Bereich der Deutschen Rentenversiche-
rung“ gesetzt. Dies stellte eine hervorragende Gelegenheit dar, die Aktivitäten 
der Abteilung Forschung und Entwicklung der Deutschen Rentenversicherung 
Bund näher zu beleuchten, zu der auch das Forschungsnetzwerk Alters- 
sicherung (FNA) und das Forschungsdatenzentrum (FDZ) gehören

Dr. Dina Frommert und Dr. Ellen von den Driesch erläuterten in dem Zusam-
menhang, dass die Forschungsaktivitäten der Deutschen Rentenversicherung 
als Grundsatz- und Querschnittsaufgabe in § 138 SGB VI Abs. 1 verankert sind. 
Sie zeigten außerdem die vielfältigen Forschungsthemen sowie interne und  
externe Publikationsformate auf. Des Weiteren stellten sie heraus, dass die Mit- 
arbeiter:innen der Abteilung relevante Forschungsergebnisse regelmäßig auf  
nationalen und internationalen Tagungen präsentieren. Zukünftig ist geplant,  
die Forschungsaktivitäten zu intensivieren. Es ist bereits eine neue Stu-
die zu Lebensverläufen und Altersvorsorge, kurz LeA, geplant. Weitere Ziele  
sind, die internationale Vernetzung und Forschungsaktivitäten, die Wissen-
schaftskommunikation und Transferformate weiterzuentwickeln. 

Dr. Marko Berghoff, Mitarbeiter im FDZ der Rentenversicherung, zeichnete in 
einer Pecha-Kucha-Präsentation den Lebenszyklus von Forschungsdaten aus 
der Rentenversicherung nach. Anhand origineller Bilder demonstrierte er die 
Entwicklung von Verwaltungs- zu Forschungsdaten. 

Im Vorgriff auf das 25-jährige Jubiläum des FNA im Jahr 2026 gab es zum  
Abschluss des Forschungsschwerpunkts einen kurzen Film, in dem gezeigt 
wird, warum das FNA gegründet wurde, womit es sich befasst und was für die 
Zukunft wichtig ist.

Den FNA-Jubiläumesfilm 
können Sie hier anschauen:

HIER KLICKEN!  

Dr. Marko Berghoff,  
Dr. Ellen von den Driesch 
und Dr. Dina Frommert
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Das FNA verfügt über jährliche Fördermittel von 850.000 Euro. Abbildung 4  
(S. 8) zeigte, dass die Anzahl an Förderanträgen und die Förderquoten über 
die Jahre variieren. Dementsprechend ist die Ausschöpfung der Förder-
mittel sehr unterschiedlich. So wurde das Budget 2024 mit 90 % fast voll  
ausgeschöpft, während die Situation 2025 mit Ausgaben von etwa zwei Dritteln 
des Gesamtetats (572.473 Euro) wieder etwas entspannter ist. 

Der nebenstehenden Abbildung 18 ist zu entnehmen, dass 80 % (458.736 Euro) 
davon auf die Projektförderung entfallen. Den zweitgrößten Posten machen mit 
10 % (55.237 Euro) die Ausgaben für Tagungen aus, gefolgt von ca. 9 % (53.500 
Euro) für die Zahlung der Stipendien. Schließlich gibt es im Haushalt 2025  
einen letzten kleinen Posten, den FNA-Forschungspreis, mit einem Anteil von 
ca. 1 % (5.000 Euro).

Abbildung 18: Aufteilung der ausgegebenen  
Fördersumme 2025 (572.473 €)
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Die Aufgabe des FNA-Beirats ist es, die wissenschaftliche Qualität der For-
schungsförderung im FNA zu sichern. Er entscheidet über die Förderung von 
Midi- und Großprojekten und gibt Empfehlungen zu Forschungsschwerpunk-
ten oder thematischen Fokussierungen des FNA ab. Darüber hinaus berät der 
FNA-Beirat über Anträge auf Stipendien und die für den Forschungspreis ein-
gereichten Arbeiten.

Der FNA-Beirat setzt sich aus acht Vertreter:innen der Wissenschaft und acht 
aus der Rentenversicherung zusammen. Diese paritätische Zusammensetzung 
garantiert einerseits eine qualitativ hochwertige, freie und ergebnisoffene For-
schung. Andererseits stellt die explizite Einbindung der (Selbst-)Verwaltung 
der Rentensicherung sicher, dass die Forschungsförderung einen Mehrwert 
für die Versicherten und Beitragszahler:innen schafft. Tabelle 4 listet die Mit-
glieder des FNA-Beirats im Jahr 2025 auf. 2025 verließen zwei langjährige und 
sehr engagierte Mitglieder der Rentenversichung den FNA-Beirat. Elisabeth 
Häusler, Vorsitzende der Geschäftsführung Bayern-Süd, war seit Januar 2010 
Mitglied des FNA-Beirats. Ihre FNA-Beiratskolleg:innen verabschiedeten sie 
in der Wintersitzung am 31. Januar 2025 in den wohlverdienten Ruhestand. Dr. 
Stephan Fasshauer war seit 2014 Mitglied des FNA-Beirats, seinerzeit noch als 
Geschäftsführer der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg und 
ab 2018 als Direktor der Deutschen Rentenversicherung Bund. Zum Septem-
ber 2025 trat er das Amt als Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung an. Er wurde in der Sommersitzung am 4. Juli 2025 vom 
FNA-Beirat verabschiedet. Die beiden vakanten Stellen von Vertreter:innen  
der Rentenversicherung wurden Anfang 2026 durch Rüdiger Alfery und  
Dr. Matthias Flügge neu besetzt. neu besetzt.

Tabelle 4: Mitglieder im FNA-Beirat 2025
 

Sylvia Dünn
Alfons Eilers
Dr. Stephan Fasshauer (bis 31.08.2025)

Alexander Gunkel
Elisabeth Häusler (bis 31.05.2025)

Anja Piel
Gundula Roßbach
Jens Dirk Wohlfeil

Vertreter:innen der 
Rentenversicherung 
im Beirat des FNA 2025

Prof. Dr. Ulrich Becker 
Prof. Dr. Martin Brussig
Prof. Dr. Stamatia Devetzi
Prof. Dr. Ute Klammer
Prof. Dr. Michaela Kreyenfeld
Prof. Dr. Katja Möhring
Prof. Dr. Frank Nullmeier
Prof. Dr. Martin Werding

Wissenschaftliche 
Mitglieder 
im Beirat des FNA 2025

FNA-BEIRAT
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Wissenschaftliche Mitglieder

Prof. Dr. Ulrich Becker

Direktor am Max-Planck-Institut für Sozialrecht  
und Sozialpolitik und Honorarprofessor an der  
Juristischen Fakultät der Ludwig-Maximilians- 
Universität in München

Prof. Dr. Ute Klammer

Direktorin Institut Arbeit und Qualifikation  
und Deutsches Institut für Interdisziplinäre  
Sozialpolitikforschung, Universität Duisburg-
Essen, Sozialbeirat der Bundesregierung

Prof. Dr. Martin Brussig

Stellvertretender Geschäftsführender Direktor  
und Leiter der Abteilung Arbeitsmarkt –  
Integration – Mobilität am Institut Arbeit und  
Qualifikation (IAQ), Universität Duisburg-Essen,  
Research Fellow am DIFIS

Prof. Dr. Michaela Kreyenfeld

Professorin für Soziologie, Hertie School in  
Berlin, Direktorin Einstein Center Population  
Diversity / Berlin-Brandenburgische Akademie 
der Wissenschaften, Wissenschaftlicher  
Beirat für Familienfragen beim BMBFSFJ

Prof. Dr. Stamatia Devetzi

Professorin für Sozialrecht  
an der Hochschule Fulda,  
Mitglied des European Institute  
of Social Security

Prof. Dr. Katja Möhring

Professorin für Soziologie, insbesondere Familie 
und Arbeit an der Otto-Friedrich-Universität  
Bamberg, External Fellow Mannheimer Zen-
trum für Europäische Sozialforschung
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Mitglieder der Rentenversicherung

Prof. Dr. Frank Nullmeier

Professor für Politikwissenschaft, Universität 
Bremen und stellvertretender Direktor  
Deutsches Institut für Interdisziplinäre  
Sozialpolitikforschung

Sylvia Dünn

Geschäftsführerin  
Deutsche Rentenversicherung  
Berlin-Brandenburg

Prof. Dr. Martin Werding

Professor für Sozialpolitik und öffentliche  
Finanzen, Ruhr-Universität Bochum,  
Sachverständigenrat zur Begutachtung  
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

Alfons Eilers

Vorsitzender des Vorstands  
Deutsche Rentenversicherung  
Westfalen

Dr. Stephan Fasshauer

Bis August 2025 Direktor  
Deutsche Rentenversicherung Bund

Seit September 2025 Hauptgeschäftsführer 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung
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Alexander Gunkel

Alternierender Vorsitzender  
des Bundesvorstands  
Deutsche Rentenversicherung Bund,  
Sozialbeirat der Bundesregierung

Gundula Roßbach

Präsidentin  
Deutsche Rentenversicherung Bund

Elisabeth Häusler

Bis April 2025 Vorsitzende  
der Geschäftsführung  
Deutsche Rentenversicherung  
Bayern Süd

Jens Dirk Wohlfeil

Alternierender Vorsitzender  
des Vorstands  
Deutsche Rentenversicherung Bund

Anja Piel

Alternierende Vorsitzende  
des Bundesvorstands  
Deutsche Rentenversicherung Bund,  
Sozialbeirat der Bundesregierung

 
Weiterführende Informationen zu unserem  

Beirat finden Sie auf unserer Website.  
BITTE KLICKEN  
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Die Geschäftsstelle des FNA organisiert die Förderung der Alterssicherungs-
forschung der Deutschen Rentenversicherung Bund und unterstützt den Beirat  
bei seinen Aufgaben. 

Zum Aufgabenspektrum der FNA-Geschäftsstelle gehören:

	► Entwicklung von Forschungsfragen sowie mittel-  
	 und langfristige Forschungsplanung

	► Beratung und Unterstützung bei der Ausarbeitung von Projektanträgen
	► Ablaufkoordination der FNA-geförderten Projekte (Antragsprüfung,  

	 Begutachtung, Controlling)
	► Ausschreibung von Forschungspreisen, Stipendien und Entwicklung  

	 von neuen Formaten zur Nachwuchsförderung
	► Konzeption und Vorbereitung von wissenschaftlichen Tagungen,  

	 Workshops und Kolloquien
	► Organisation des Austauschs zwischen Wissenschaft und  

	 Verwaltungspraxis in Workshops und projektbezogenen Veranstaltungen
	► Kommunikation und Publikation von Ergebnissen aus aktuellen  

	 Forschungsvorhaben, Redaktion und Pflege der Website des FNA,  
	 Erstellung des Newsletters, Social Media Posts und allgemeine  
	 Wissenschaftskommunikation im Feld der Alterssicherungsforschung

	► Koordination und inhaltliche Vorbereitung der halbjährlichen  
	 Beiratssitzungen des FNA

	► Verwaltungs- und Organisationsaufgaben

Die Geschäftsstelle des FNA setzte sich 2025 folgendermaßen zusammen: 

GESCHÄFTSSTELLE DES FNA

Dr. Ellen von den Driesch  
Leiterin der Geschäftsstelle 
seit 15. Juli 2025

Dr. Tim Deeken 
Wissenschaftlicher 
Referent

Youjin Sone 
Grafikdesign

Brigitte L. Loose  
Leiterin der Geschäftsstelle  
bis 14. Juli 2025

Dr. Jannis Hergesell  
Wissenschaftlicher 
Referent

Angela Volkening 
Grafik Konzept & Design

Dr. Leila Akremi  
Wissenschaftliche  
Referentin

Stefan Jahn  
Verwaltungsmanagement

Sandra Weber 
Grafik Konzept & Design
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IMPRESSUM

Der FNA-Jahresbericht wird herausgegeben durch  
das Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA)  
der Deutschen Rentenversicherung Bund,  
vertreten durch Gundula Roßbach, Präsidentin.

Deutsche Rentenversicherung Bund  
0640-FNA
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10704 Berlin 

E-Mail: fna@drv-bund.de
Website: www.fna-rv.de
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